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A. Einleitung 
 

I. Klimaschutz: Der Weg in die Gesetzgebung 
 

Im bisherigen Verlauf des 21. Jahrhunderts hat sich der Klimaschutz neben der 

Digitalisierung und der COVID-19-Pandemie zu einem der grundlegendsten 

gesellschaftlichen Themen entwickelt, was nicht zuletzt auch an seiner Bedeutung 

für die deutsche Bundestagswahl 2021 abzulesen ist.1 Klimaschutz meint alle 

Maßnahmen, die dem menschengemachten Klimawandel entgegenwirken und 

mögliche Folgen der globalen Erwärmung abmildern oder verhindern können.2 

Trotz der Aktualität ist das Thema Klimaschutz alles andere als neu. Bereits 1979 

fand in Genf die erste Weltklimakonferenz statt, bei der besorgte Wissenschaftler 

aufgrund meteorologischer Beobachtungen und Berechnung von Klimamodellen 

vor dem Klimawandel warnten. Zwar wurde daraufhin der Weltklimarat, unter der 

Bezeichnung Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC) gegründet und 

ein Weltklimaprogramm angestoßen, doch ansonsten wurde der Klimawandel 

massiv unterschätzt.3 Über ein Jahrzehnt später wurde dann der Umwelt- und 

Ressourcenschutz, der zwangsläufig mit dem Schutz des Klimas einhergeht, durch 

den 1994 neugeschaffenen Artikel (Art.)  20a Grundgesetz (GG) als Staatsziel in 

die Verfassung aufgenommen. Die erhoffte Wirkung blieb allerdings aus, da Art. 

20a GG keine Aussage über Art und Umfang der Umwelt- bzw. 

Klimaschutzbemühung seitens des Staates, zu dem auch die Kommunen als Teil 

der vollziehenden Gewalt gehören, tätigt.4 Wiederum acht Jahre später hat 

Deutschland  das Kyoto-Protokoll ratifiziert, mit dem sich der Staat dazu 

verpflichtete, den Ausstoß an Treibhausgasen (THG) im Zeitraum 2008 bis 2012 

gegenüber 1990 um 21 Prozent zu senken.5 Im Jahre 2010 beschloss die 

Bundesregierung dann das Energiekonzept 2010, mit der Zielsetzung die CO2-

Emissionen bis 2020 um 40 Prozent und bis 2050 um mindestens 80 Prozent 

gegenüber 1990 zu senken.6 Obwohl Deutschland bisher sowohl die Zielsetzungen 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

 

 

 

 
 

1 Röser (2021): Deutschland ist auf dem grünen Holzweg, in: Welt. 
2 Bendel (o.J.): Klimaschutz, in: Gabler Wirtschaftslexikon. 
3 Deutschlandradio (2019): Erste Weltklimakonferenz in Genf. 
4 Murswiek (2019): Klimaschutz und Grundgesetz, S. 6. 
5 Murswiek (2019): Klimaschutz und Grundgesetz, S. 4, f.  
6 BMWi (2010): Energiekonzept, S. 5. 
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des Kyoto-Protokolls als auch die des Energiekonzeptes knapp erreichte7, ist aus 

heutiger wissenschaftlicher Sicht klar, dass die Zielsetzungen dieser Abkommen 

bzw. der Selbstverpflichtungen einiger Industrieländer nicht ausreichend waren, um 

den globalen Klimawandel entscheidend auszubremsen. Auch diese Erkenntnis war 

mitunter ursächlich für die Entstehung des Pariser Übereinkommens, das als 

Meilenstein im Kampf gegen den Klimawandel gilt.  

Bei der Klimakonferenz in Paris 2015 einigten sich 197 Mitgliedsstaaten darauf, 

die weltweite Durchschnittstemperatur im Vergleich zur vorindustriellen Zeit 

deutlich unter 2 Grad zu halten und möglichst auf 1,5 Grad zu beschränken. Das 

Übereinkommen von Paris wurde sowohl von Deutschland als Staat als auch von 

der EU als Staatenverbund unterzeichnet und erlangt damit völkerrechtliche 

Verbindlichkeit.8 Für Deutschland als Mitgliedsstaat der EU sind mindestens die 

Zielsetzungen der EU zu erfüllen. Die ursprüngliche Zielsetzung von Paris sah 

insgesamt eine Minderung der THG-Emissionen von mindestens 40 Prozent und 

speziell für Deutschland eine Minderung um mindestens 38 Prozent bis 2030 

gegenüber 2005 vor.9 Um die Pariser Klimaschutzziele zu erfüllen, hat die 

Bundesregierung im November 2016 durch den Klimaschutzplan 2050 schließlich 

die im Pariser Abkommen geforderte Klimaschutzlangfriststrategie erstellt, die in 

einem 5-Jahres-Zyklus überprüft und fortgeschrieben werden soll.10 Die 

Zielvorgaben des  Klimaschutzplans wurden durch das am 18. Dezember 2019 in 

Kraft getretene Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) konkretisiert, indem unter 

anderem Zielzahlen, Zuständigkeiten und Monitoring-Instrumente sowie ein 

umfassendes Maßnahmenprogramm festgelegt sind.11  

Der Beschluss des KSG wurde von der Bundesregierung als großer Erfolg gefeiert. 

Massive Kritik kam hingegen von Seiten der Klimaschutzorganisationen, die das 

KSG als „Mogelpackung“ und „Völlig unambitioniert“ bezeichneten. Der 

maßgebliche Vorwurf bestand darin, dass die Regelungen des KSG nicht 
                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

 

 

 

 

 

7 Shishlov/Morel/ Bellassen (2016): Compliance of the Parties to the Kyoto Protocol in the first 

commitment period. In: Climate Policy. Band 16, Nr. 6 und UBA (2021): Die Treibhausgas-

Emissionen in Deutschland sinken weiter. 
8 BMU (2019): Klimaschutzprogramm 2030 der Bundesregierung, S. 7. 
9 UBA (2021): Treibhausgasminderungsziele Deutschlands. 
10 BMU (2020): Klimaschutzplan 2050.  
11 BMU (2019): Bundesklimaschutzgesetz. 
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ausreichen, um das 2-Grad-Ziel geschweige denn das 1,5-Grad-Ziel zu erreichen.12 

Aus diesen Gründen legten unter anderem Vertreter von Fridays for Future 

Verfassungsbeschwerde ein. Nach gerade einmal 16 Monaten hat das 

Bundesverfassungsgericht (BVerfGE) in Karlsruhe im März 2021 das KSG als in 

Teilen verfassungswidrig erklärt, was in Kapitel B.I.1 näher erläutert wird.13 Bereits 

am 12. Mai 2021 hat die Bundesregierung ein geändertes Klimaschutzgesetz 

vorgelegt, das ambitioniertere Ziele festlegt. In diesem Zug wurden die 

Minderungsziele auf 65 Prozent bis 2030 und 88 Prozent bis 2040 erhöht und die 

THG-Neutralität soll bereits bis 2045 erreicht sein. Damit liegt das Minderungsziel 

bis 2030 zehn Prozentpunkte über der aktuell geltenden Zielsetzung der EU.14  

Ⅱ. Die Rolle der Kommunen beim Klimaschutz 

Das Festlegen von Minderungszielen ist ohne Zweifel wichtig. Doch 

Minderungsziele sind nutzlos, wenn ihre Erfüllung nicht durch die effektive sowie 

zeitnahe Umsetzung eines Maßnahmenprogramms sichergestellt werden kann. Da 

der Klimaschutz eine komplexe und gesamtgesellschaftliche Aufgabe darstellt, ist 

die Mitarbeit und Kooperation vieler verschiedener Akteure notwendig. Nicht nur 

die einzelnen Bürgerinnen oder Bürger können durch CO2-sparendes Verhalten 

zum Klimaschutz beitragen. Gefordert ist sowohl die öffentliche Hand als auch die 

Privatwirtschaft, darunter die Sektoren Industrie und Gewerbe, Land- und 

Forstwirtschaft sowie Bergbau und der Dienstleistungssektor. Diese Akteure gilt es 

zusammenzubringen und für die gemeinsame Umsetzung von 

Klimaschutzprojekten zu überzeugen. Doch wer kann Klimaschutzmaßnahmen vor 

Ort, wie den Bau von energieeffizienten Wohngebieten, die Stärkung und 

Modernisierung des öffentlichen Personennahverkehrs oder den Ausbau 

erneuerbarer Energie koordinieren? Diese Aufgabe fällt maßgeblich den kleinsten 

räumlich-administrativen Einheiten, den Kommunen, zu.  

Unter den Begriff Kommune fallen einerseits Gemeinden, darunter Stadtkreise, 

Stadtstaaten und kreisangehörige Gemeinden, aber auch 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

 

 

 
 

 

12 Handelsblatt (2019): Klimaschutzmaßnahmen. 
13 FridaysforFuture.de (2021): Klimaklage. 

14 Bundesregierung (2021): KSG 2021 - Generationenvertrag für das Klima. 
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Gemeindeverwaltungsverbände wie die Landkreise.15  Letztere besitzen eine 

Doppelnatur, sodass der Begriff der Kommune nur in ihrer Funktion als kommunale 

Selbstverwaltungskörperschaft und nicht in ihrer Funktion als untere staatliche 

Verwaltungsbehörde anwendbar ist.16  

Beim Klimaschutz „übernehmen  [Kommunen] eine   bündelnde, unterstützende   

und  vermittelnde Rolle zwischen überörtlichen Maßnahmenprogrammen (…) und 

den jeweiligen Akteursgruppen (…) in einer Stadt.“17 Bei der Rolle der Kommunen 

im Bereich des Klimaschutzes unterscheidet das Deutsche Institut für Urbanistik 

(DIfU) vier Bereiche. Zum einen sollte die Kommune Verbraucherin und Vorbild 

sein. Auch wenn der Anteil der THG-Emissionen einer Kommunalverwaltung 

typischerweise einen Anteil von lediglich 3 bis 5 Prozent der gesamten THG-

Emissionen einer Kommune ausmacht18, ist es von zentraler Bedeutung, dass  

die Kommunen ressourcenschonend agieren und ein Energiemanagement für ihre 

eigenen Liegenschaften betreiben. Immerhin bestehen bei den rund 3,4 Milliarden 

Euro, welche die Gesamtheit aller Kommunen in Deutschland jährlich allein für die 

Strom- und Wärmeversorgung in ihren Liegenschaften ausgibt, enorme finanzielle 

Einsparpotentiale.19 Zum anderen ist die Kommune Versorgerin und Anbieterin.  

Als kommunaler Energieversorger beschäftigen Kommunen in über 1000 

Stadtwerken20 deutschlandweit knapp 100.000 Mitarbeiter und sind mit knapp 36 

Millionen Kundenanschlüssen elementar für die Stromversorgung.21 In dieser Rolle 

sind sie aufgefordert, die erneuerbaren Energien für die Stromgewinnung zu nutzen 

und auf eine klimafreundliche Gestaltung bei der Abfall- und Abwasserentsorgung 

zu achten. Dies gilt auch im Bereich des ÖPNV, den die Kommunen in Form von 

privatrechtlichen Unternehmen oder kommunalen Eigenbetrieben organisieren und 

gestalten. Durch die Unterstützung der Bürgerschaft in Form von 

Energieberatungen oder Förderungen bei klimaschutzrelevanten Vorhaben, tritt die 

Kommune zudem als Beraterin und Promoterin auf. Zu guter Letzt nimmt die 
                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

 

 

 
 

 

15 HaushaltsSteuerung.de (o.J.): Lexikon Suchwort „Kommune“. 
16 Baden-Württemberg.de (o.J): Landkreise. 
17 Umweltbundesamt (2012): Klimaschutz in der räumlichen Planung, S. 21. 
18 KEA BW (2020): Klimaneutrale Kommunalverwaltungen, S. 4. 
19 Deutsche Energie-Agentur (o.J.): Energie sparen mit Energie- und Klimaschutzmanagement. 
20 Umweltministerium  BW (2020): Statusbericht kommunaler Klimaschutz, S. 116. 
21 Bruckner (2017) Kommunaler Energieversorger: Gewinner oder Verlierer in der Energiewende? 

in: Wiso Diskurs, S. 5. 
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Kommune die Rolle als Planerin und Reguliererin ein, beispielsweise durch 

Entscheidungen in der Bauleitplanung oder durch die Ausweisung von 

Umweltzonen.22 

Es ist somit offensichtlich, dass die Bundes- und Landesgesetzgebung die zentrale 

Rolle der Kommunen bei Regelungen zum Klimaschutz angemessen 

berücksichtigen sollte. Die Zielsetzung des Bundes und des Landes muss es sein, 

den Kommunen klare Vorgaben zur Ausgestaltung des kommunalen Klimaschutzes 

zu machen. Dazu gehören neben konkreten Handlungsmöglichkeiten auch 

Handlungspflichten, um ein Mindestmaß an Klimaschutz zu gewährleisten. 

Beachtet werden müssen allerdings diejenigen Aufgabenbereiche, die Kommunen 

in eigener Zuständigkeit im Rahmen ihrer kommunalen Selbstverwaltung, z.B. 

nach Art. 28 Absatz (Abs.) 2 GG in Verbindung mit Art. 78 Abs. 2, 3 

Landesverfassung BW wahrnehmen. Zu unterscheiden sind bei den kommunalen 

Selbstverwaltungsaufgaben die pflichtigen und die freiwilligen Aufgaben. 

Pflichtige Selbstverwaltungsaufgaben sind Aufgaben zu der die Kommunen 

aufgrund von Bundes- oder Landesgesetzen bzw. Rechtsverordnungen verpflichtet 

sind, die Kommunen aber dahingehend Gestaltungsspielraum erhalten, wie   sie   

die   Aufgabe   erfüllen.23 Doch auch bei den freiwilligen kommunalen 

Selbstverwaltungsaufgaben sollte der Bundes- und Landesgesetzgeber nicht untätig 

bleiben, sondern die Kommunen unterstützen, indem er sie mit dem passenden 

Werkzeug, wie beispielsweise Rechtsetzungsinstrumenten, ausstattet.  

 

Ob dies der Bundesregierung durch das KSG und der Landesregierung BW durch 

das Klimaschutzgesetz BW (KSG BW) gelungen ist und in welcher Art und 

Umfang die Kommunen darin berücksichtigt wurden, soll aus dieser Arbeit 

hervorgehen. Des Weiteren soll diese Bachelorarbeit die Kommunen im Bereich 

der Klimaschutzgesetzgebung durch die Übersicht an Pflichten, 

Handlungsmöglichkeiten und Handlungsbedarfe aufklären und anhand von 

Empfehlungen aufzeigen, welche Handlungsschritte für erfolgreichen kommunalen 

Klimaschutz unter diesen Gegebenheiten notwendig sind. 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

 
 

 

 

 

22 DIfU (2018): Klimaschutz in Kommunen, S. 23. 
23 Juracademy.de (o.J.): Aufgaben der Gemeinde. 
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B. Rechtliche Rahmenbedingungen für kommunalen Klimaschutz 
 

Es gibt einige Bundes- und Landesgesetze, die für kommunalen Klimaschutz 

relevant sind. Darunter das Baugesetzbuch (BauGB), das Gebäudeenergiegesetz 

(GEG), das Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG), das 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatschG) und viele mehr. Das zentrale und steuernde 

Gesetz, das ausschließlich den Klimaschutz zum Ziel hat, ist allerdings das KSG 

bzw. auf Landesebene das KSG BW. Abgesehen von dem BauGB, welches im 

Rahmen der kommunalen Rechtsetzungsmöglichkeiten unter Kapitel C. behandelt 

wird, befasst sich die vorliegende Arbeit daher fast ausschließlich mit dem KSG 

und dem KSG BW. 

I. Bundesgesetzgebung zum Klimaschutz 

1. Bundesklimaschutzgesetz 

 

In der Erstfassung des KSG wurde in  § 3 Abs. 1 KSG das Ziel formuliert, dass bis 

2030 im Vergleich zum Jahr 1990 55 Prozent der Treibhausgase eingespart werden 

sollen. Hierfür wurde die verbleibende noch auszustoßende 

Gesamtemissionsmenge der nächsten zehn Jahre für Deutschland berechnet und 

dann jahresweise auf die Sektoren Energiewirtschaft, Industrie, Verkehr, Gebäude, 

Landwirtschaft sowie Abfallwirtschaft und Sonstiges verteilt.24  Zwar würden 

damit die EU-Verpflichtungen eingehalten, laut dem BVerfGE war diese 

Zielformulierung jedoch aus einem anderen Grund nicht mit den Grundrechten 

vereinbar. Und zwar dahingehend, dass eine Zielformulierung bis lediglich 2030 

im Hinblick auf die kommenden Generationen nicht ausreichend erscheint. Die 

notwendige Reduktion der CO2-Emissionen mit dem langfristigen Ziel der 

Klimaneutralität, welche sich aus Art. 20a GG ergibt, muss auf eine größere 

Zeitspanne verteilt werden, damit dem Gebot der Verhältnismäßigkeit Genüge 

getan wird.25 Konkret wird der Gesetzgeber durch das Urteil verpflichtet, spätestens 

bis zum 31. Dezember 2022 die Fortschreibung der Minderungsziele für die 

Zeiträume ab dem Jahr 2031 zu regeln.26  

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

 

 

 
 

 

24 Siehe § 4 Abs. 1 KSG 
25 BVerfG, Beschluss des Ersten Senats vom 24. März 2021 - 1 BvR 2656/18 -, Rn. 1-270. 
26 Siehe Fußnote in § 4 KSG 
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Zur Realisierung der sektoralen Jahresemissionsmengen, beschließt die 

Bundesregierung laut § 9 Abs. 1 KSG spätestens ein Jahr nach jeder Fortschreibung 

des Klimaschutzplans ein Klimaschutzprogramm. Das  Klimaschutzprogramm 

enthält eine Bandbreite an Maßnahmen,  mithilfe derer die Umsetzung der 

nationalen Klimaschutzziele in den einzelnen Sektoren ermöglicht werden soll. Da 

das aktuelle Klimaschutzprogramm 2030 (KSP 2030) an den Klimaschutzplan 2050 

gekoppelt ist, wurde es im Oktober 2019 und damit zwei Monate früher als das 

KSG beschlossen. Nach der ersten Fortschreibung des Klimaschutzplans, welche 

voraussichtlich im Jahre 2022 erfolgt27, soll das KSP 2030 schließlich überarbeitet 

werden. Die Aufnahme der Klimaschutzprogramme ins KSG hat die Funktion einer 

gesetzlichen Verankerung dieses Instruments. Darüber hinaus schreibt das KSG das 

Verfahren für die Entstehung der Klimaschutzprogramme vor. Demnach müssen 

die für Sektoren zuständigen Bundesministerien innerhalb von sechs Monaten 

initiativ werden und geeignete Maßnahmen zur erforderlichen THG-Minderung 

ihres Sektors vorschlagen. Zur Sicherheit ermittelt das Bundesministerium für 

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit in Abstimmung mit dem 

Bundesministerium für Wirtschaft und Energie die THG-Minderung der 

Maßnahmen.28 

Die Emissionsdaten eines Berichtsjahres werden vom Umweltbundesamt erhoben 

und veröffentlicht und jeweils am 31. März des Folgejahres dem Expertenrat für 

Klimafragen mitgeteilt.29 Für den Fall, dass in einem Jahr eine Überschreitung der 

national festgelegten Emissionsmenge eines Sektors vorliegt, wird die Differenz 

zum Zielbetrag auf die verbleibenden Jahre bis 2030 angerechnet.30 Für die 

weiteren Zeiträume sollen nach dem Jahr 2030 im Jahr 2025 jährlich absinkende 

Emissionsmengen durch Rechtsverordnung festgelegt werden.31 Auch dies hat das 

BVerfGE bemängelt und die Festlegung der Emissionsmengen nach 2030 auf Ende 

des Jahres 2022 vorgeschoben.32 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

 

 

 

 

 

27 BMU (2021): FAQ - Wie wird der Klimaschutzplan 2050 fortgeschrieben? 
28 Siehe § 9 Abs. 2 KSG. 
29 Siehe § 5 Abs. 1 KSG. 
30 Siehe § 4 Abs. 3 KSG. 
31 Siehe § 4 Abs. 6 KSG. 
32 Siehe Fußnote in § 4 KSG. 
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Bei Überschreitung der jährlichen Emissionsmenge eines Sektors muss nach § 8 

Abs. 1 KSG außerdem das zuständige Bundesministerium innerhalb von drei 

Monaten ein Sofortprogramm für den jeweiligen Sektor vorlegen, das die 

Einhaltung der Jahresemissionsmengen für die folgenden Jahre sicherstellt. 

Auf europäischer Ebene gilt bei Überschreitung der durch die EU festgelegten 

Jahresobergrenze an Emissionen eines Mitgliedsstaates eine Sonderregelung in der 

Europäischen Klimaschutzverordnung. Bei Eintritt dieses Szenarios ist der 

Mitgliedsstaat dazu verpflichtet, Emissionszuweisungen anderer Staaten zu kaufen, 

die ihre Emissionszuweisungen nicht ausgeschöpft haben.33 Dieses Instrument 

ermöglicht den Mitgliedstaaten, die Emissionen dort zu reduzieren, wo sie am 

kostengünstigsten sind. Im Falle eines Ankaufs von Emissionszuweisungen, muss 

Deutschland laut KSG vom Verkäuferstaat die Zusicherung einholen, dass dieser 

die erzielten Einnahmen für die Bekämpfung des Klimawandels verwendet.34 Auch 

wenn dieses Instrument entscheidend zur  Kostenwirksamkeit beiträgt, wurde es in 

der Vergangenheit von Kritikern als „Ablasshandel“35 betitelt.36 

Als Monitoring- und Kontrollinstrument erstellt die Bundesregierung jährlich einen 

Klimaschutzbericht, der die Entwicklung und Prognose der THG-Emissionen in 

den verschiedenen Sektoren und den Umsetzungsstand der Klimaschutzprogramme 

sowie Sofortprogramme enthält. Dieser muss bis zum 30. Juni eines jeden 

Folgejahres dem Bundestag vorgelegt werden.37 

Zur wissenschaftlichen Begleitung und Kontrolle wird ein Expertenrat für 

Klimafragen eingerichtet. Dieser besteht aus fünf unabhängigen Sachverständigen, 

die über Expertise in den Bereichen Klimawissenschaften, 

Wirtschaftswissenschaften, Umweltwissenschaften sowie soziale Fragen 

verfügen.38 Der Expertenrat prüft und bewertet die vom Umweltbundesamt 

erhobenen Emissionsdaten und die Maßnahmen der sektoralen Sofortprogramme 

im Hinblick auf die THG-Reduktion. Außerdem wird er vor der Fortschreibung des 
                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

 

 

 

 
 

33 Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (2019): Die europäische Klimaschutzpolitik. 
34 Siehe § 7 Abs. 1 S. 2 KSG. 
35 Bleck (AfD-Fraktion): Plenarprotokoll 19/128, S. 16047. 
36 Europäische Union (o.J.): Lastenteilung 2021-2030: Ziele und Flexibilitäten. 
37 Siehe § 10 Abs. 1 KSG. 
38 Siehe § 11 Abs. 1 KSG. 
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Klimaschutzplans, dem Beschluss von Klimaschutzprogrammen sowie möglichen 

Änderungen der Jahresemissionsmengen um Stellungnahme gebeten und kann vom 

Deutschen Bundestag oder der Bundesregierung zur Erstellung eines 

Sondergutachtens beauftragt werden. Für diese Aufgaben bekommt der Expertenrat 

Zugang zu allen notwendigen Daten und ist befugt, Behörden sowie 

Sachverständige von Wirtschaftsorganisationen oder Umweltverbänden zu 

befragen.39 

2. Pflichten für Kommunen 

 

Aus dem Klimaschutzgesetz des Bundes ergeben sich für die Kommunen nahezu 

keine direkten Pflichten. Vorerst werden die für die Sektoren zuständigen 

Bundesministerien in die Pflicht genommen, die Zielvorgaben in Form von 

Jahresemissionen zu erreichen. Lösungsansätze und Maßnahmen sollen die 

Bundesministerien selbst eruieren und als Vorschlag präsentieren. Die 

beschlossenen Maßnahmen der verschiedenen Sektoren bilden dann das 

Klimaschutzprogramm. Die Kommunen werden bei den Maßnahmen in Teilen 

miteinbezogen. Eine Verpflichtung zur Partizipation oder Umsetzung der 

Maßnahmen kann daraus allerdings nicht abgeleitet werden. Verpflichtet werden 

die Kommunen lediglich zur Erfüllung ihrer Vorbildfunktion durch das 

Berücksichtigungsgebot.  

a) Berücksichtigungsgebot  

Zur Erfüllung der Vorbildfunktion der öffentlichen Hand gehört neben einer 

geeigneten Bund-Länder-Zusammenarbeit sowie der Klimaneutralen 

Bundesverwaltung das in § 13 KSG formulierte Berücksichtigungsgebot. 

Grundsätzlich beinhaltet ein Gebot die „gesetzliche Pflicht, in einer bestimmten 

Weise zu handeln“. 40 Das Berücksichtigungsgebot des KSG legt fest, dass „die 

Träger öffentlicher Aufgaben (...) bei ihren Planungen und Entscheidungen den 

Zweck dieses Gesetzes und die zu seiner Erfüllung festgelegten Ziele zu 

berücksichtigen [haben]“.41 Die Kommunen sind zweifelsfrei Träger öffentlicher 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

 

 

 
 

 

39 Siehe § 12 Abs. 1-3 KSG. 
40 Winter (2018): Revision von Gebot, in: Gabler Wirtschaftslexikon. 
41 Siehe § 13 Abs. 1 KSG. 
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Aufgaben und somit Adressat. Allerdings gilt dieses Gebot für Kommunen nur im 

Rahmen von Vollzugsaufgaben des Bundesrechts.  

Hierbei ist im Vorgriff auf das Kapitel B.Ⅱ.2 zu betonen, dass das KSG BW in § 11 

Abs. 3 ebenfalls eine Berücksichtigungspflicht für Behörden, Körperschaften, 

Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts vorsieht. Somit sind die 

Kommunen in Baden-Württemberg auch bei Vollzugsaufgaben des Landesrechts 

zur Berücksichtigung des Klimaschutzes, speziell der im KSG BW enthaltenen 

Ziele, verpflichtet.  

Das KSG betont in § 13 Abs. 1 Satz 2 KSG, dass die „Kompetenzen der Länder, 

Gemeinden und Gemeindeverbände, das Berücksichtigungsgebot innerhalb ihrer 

jeweiligen Verantwortungsbereiche auszugestalten, [unberührt] bleiben (…)“. Der 

Bund möchte die Kommunen damit motivieren, wenn nicht gar implizit dazu 

auffordern, die Belange des Klimaschutzes nach dem KSG auch für Planungen und 

Entscheidungen im Aufgabenbereich der kommunalen Selbstverwaltung zu 

berücksichtigen. Unter den Begriffen Planungen und Entscheidungen sind „sowohl 

Verwaltungsentscheidungen mit Außenwirkung als auch Entscheidungen ohne 

Außenwirkung, wie die Verwaltung eigenen Vermögens, Beschaffung oder andere 

wirtschaftliche Aktivitäten“42 zu verstehen. Im Prozess dieser Entscheidungen sind 

die Klimabelange stets in Bezug zu setzen zu den übrigen Zielen, die für den 

Planungs- oder Entscheidungsträger von Bedeutung sind. Grundvoraussetzung 

einer Abwägung ist es, die entscheidungserheblichen Tatsachen jedes Belangs zu 

erheben und zu bewerten. Die auferlegte Notwendigkeit sich mit der 

Klimawirksamkeit jeder Maßnahme zu befassen, fördert im besten Fall die 

Sensibilität und das Verständnis der Planungs- und Entscheidungsträger für den 

Klimaschutz.43 

Die Berücksichtigung des Klimaschutzes stellt für einige Bundesgesetze keine 

Neuerung dar. Beispielsweise ist der Klimaschutz im BauGB schon explizit als zu 

berücksichtigendes öffentliches Interesse etabliert. Für alle anderen Gesetze 

schließt das KSG durch das Berücksichtigungsgebot des § 13 KSG diese 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

 
 

 

 

 

42 BT-Drs. 19/14337, 36. 
43 Sauthoff (2021): Klimaschutz in der Raumordnung, in: ZUR, S. 143. 
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Regelungslücke.44 Zu beachten sind allerdings die Grenzen des 

Berücksichtigungsgebots, denn ebenso wenig wie aus Art. 20a GG folgt daraus ein 

Vorrang des Klimaschutzes gegenüber anderen abwägungserheblichen Belangen.45 

Teilweise enthalten manche Gesetze jedoch bestimmte Gewichtungsvorgaben, die 

eine Priorisierung einzelner Belange zulassen.46  

Eine Pflicht wie das Berücksichtigungsgebot im KSG kann nur Erfolg haben, wenn 

die Erfüllung dieser vorgeschriebenen Handlungsweise durchgesetzt werden kann. 

Im Falle des Berücksichtigungsgebots des KSG ist allerdings fraglich, welche 

Instanz bei den jeweiligen Planungen und Entscheidungen die Erfüllung dieser 

Pflicht kontrolliert und im Zweifelsfall erzwingt. Sollte die Kontrolle und 

Durchsetzung in der Praxis ausbleiben, würde die Regelung in § 13 KSG eher einer 

Obliegenheit  gleichkommen.47 Offen bleibt ebenso die Frage, wann dieses Gebot 

als ausreichend erfüllt gilt. Ein ernüchterndes Urteil fällt Dr. Martin Kment, 

Professor für Umwelt und Planungsrecht von der Universität Augsburg. Dieser ist 

der Überzeugung, dass das Berücksichtigungsgebot „sicherlich nicht die 

Steuerungsimpulse und Durchsetzungskraft entwickeln“ 48 kann, die das staatliche 

Handeln zur Bewältigung der Klimakrise erfordert. 

3. Handlungsmöglichkeiten für Kommunen  

 

a) Klimaneutrale Verwaltung 

 

Der Bund hat sich auch im Hinblick auf die Vorbildfunktion das Ziel gesetzt, die 

Bundesverwaltung bis 2030 klimaneutral zu organisieren. Das Ziel der 

Klimaneutralität wird erreicht, wenn die Treibhausgasemissionen durch 

Treibhausgasbindungen ausgeglichen werden.49 Ähnlich wie beim 

Berücksichtigungsgebot will der Bund die Länder dazu animieren, vergleichbare 

Regelungen für die Landesverwaltungen zu treffen. Aus dieser Selbstverpflichtung 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

 

 

 
 

 

44 BT-Drs. 19/14337, S. 36. 
45 BVerwG, B. v. 15.10.2002 – 4 BN 51/02. 
46 Sauthoff (2021): Klimaschutz in der Raumordnung, in: ZUR, S. 143. 
47 Winter (2018): Revision von Gebot, in: Gabler Wirtschaftslexikon. 
48 Kment: Klimaschutzziele und Jahresemissionsmengen – Kernelemente des neuen Bundes-

Klimaschutzgesetzes (NVwZ 2020, 1537). 
49 Europäisches Parlament (2019): Was versteht man unter Klimaneutralität und wie kann diese bis 

2050 erreicht werden? 
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des Bundes und des Landes BW, das bereits im Jahre 2013 eine klimaneutrale 

Landesverwaltung bis 2040 als Zielsetzung formuliert hat, ergibt sich jedoch keine 

Pflicht für die Kommunalverwaltungen, da die Kommunen die Vorbildfunktion 

nach § 7 Abs. 4 Satz 1 KSG BW in Eigenverantwortung ausfüllen sollen. Allerdings 

sichert das Land BW den Kommunen besonders bei dem Ziel der klimaneutralen 

Verwaltung Unterstützung zu, wodurch eine gewisse Erwartungshaltung seitens 

des Bundes und des Landes BW gegenüber den Kommunen deutlich wird.50  In 

welcher Form diese Unterstützung in der Praxis geleistet wird, bleibt unklar.  

b) Klimaschutzprogramm 2030 

 

Die konkreten Handlungsmöglichkeiten für Kommunen ergeben sich aus den 

Klimaschutzprogrammen, die in § 9 KSG geregelt sind. Auf die darin geschaffenen 

Maßnahmen, können die Kommunen durch Teilnahme im öffentlichen 

Konsultationsverfahren der Bundesregierung in geringfügigem Maße Einfluss 

nehmen. Daran nehmen außerdem die Länder, Wirtschaftsverbände, 

zivilgesellschaftliche Verbände, die Wissenschaftsplattform Klimaschutz und 

wissenschaftliche Begleitgremien der Bundesregierung teil.51 Das aktuelle KSG 

2030 umfasst 63 Maßnahmen, die auf 173 Seiten beschrieben sind. Dabei ist es 

mitunter schwierig zu filtern, welche der Maßnahmen die Kommunen überhaupt 

tangieren und welche konkreten Handlungsmöglichkeiten sich daraus für 

Kommunen ergeben. Für Klarheit soll die folgende Tabelle sorgen, in der das 

jeweilige Handlungsfeld, der Titel der Maßnahme und die konkreten 

Handlungsmöglichkeiten beschrieben sind.  

Handlungsfeld Energieversorgung 

 
Maßnahme  Ausbau der Erneuerbaren Energien auf 65 Prozent Anteil am 

Bruttostromverbrauch bis 2030  (Nr. 3.4.1.252) 

 

Beschreibung 

 

Gesetzesänderung:  

Kommunen dürfen für Windkraftanlagen geringere Mindestabstände 

festlegen.53 

 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         
 

 

 

 

 

50 Siehe § 7 Abs. 4 S. 3 KSG BW. 
51 Siehe § 9 Abs. 3 KSG. 
52 Unter diesen Nummern ist die jeweilige Maßnahme im Klimaschutzprogramm 2030 zu finden.  
53 BMU (2019): Klimaschutzprogramm 2030 der Bundesregierung, S. 38. 



13 
 

 

Gesetzesänderung:  

Kommunen, die innerhalb eines 2,5 km Umkreises vom Bau einer 

Windkraftanlage betroffen sind, können nach § 36k EEG 2021 finanziell am 

Betrieb von Windrädern beteiligt werden (max. 0,2 Cent je erzeugter KW/h).42 

 

Gesetzesänderung:  

Durch die Aufhebung des 52 GW- Deckels für die Förderung des Ausbaus von 

PV-Anlagen erhalten Kommunen weiterhin durch die EEG-Umlage eine 

Förderung für PV- Anlagen.54 

  

Maßnahme Weiterentwicklung und umfassende Modernisierung der Kraft-Wärme-

Kopplung (KWK) (Nr. 3.4.1.3) 

 

Beschreibung 

 

Anpassung der Förderung: Die Kommunen bekommen für investive 

Maßnahmen an KWK-Anlagen eine Förderung, die bis 2030 verlängert und 

weiterentwickelt wurde. Das Pilotprogramm „Wärmenetzsysteme 4.0“ fördert in 

4 Modulen vorbereitende Machbarkeitsstudien, die Realisierung eines 

Wärmenetzsystems 4.0 durch Neubau oder Transformation eines Netzes, 

Informationsmaßnahmen zur Erzielung der erforderlichen Anschlussquote und 

Wirtschaftlichkeit und die Förderung von wissenschaftlicher Kooperation.55  

 

 Nach 2 Jahren Laufzeit lagen nur 13 bewilligte Anträge mit insgesamt 2,55 

Mio. Euro von Kommunen in Baden-Württemberg vor.56  

 

Handlungsfeld  Gebäude 

 

Maßnahme Energetische Stadtsanierung (Nr. 3.4.2.4) 

 

Beschreibung 

 

Anpassung der Förderung:  

Die Kommunen erhalten 75 Prozent der Sach- und Personalkosten für ein 

Sanierungsmanagement und die Erstellung von integrierten 

Quartierskonzepten.57 Zum anderen vergibt die Kreditanstalt für Wiederaufbau 

(=KfW) langfristige Darlehen für klimaschutzrelevante 

Infrastrukturmaßnahmen im Quartier (Bspw. Wärme- und Kälteversorgung, die 

klimafreundliche Mobilität, Grüne Infrastruktur).58 

  

Maßnahme  Bundesförderung für effiziente Gebäude (BEG) (Nr. 3.4.2.2) 

 

Beschreibung 

 

Anpassung der Förderung: Die Kommunen erhalten Förderungen für 

Einzelmaßnahmen an der Gebäudehülle (Bspw. Dämmung oder neue Fenster), 

für Verbesserungen an der Anlagentechnik (Bspw.  Einbau von Mess-, Steuer- 

und Regelungstechnik), für den Einsatz Erneuerbare Energien bei Heizungen 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

 

 

 

 
 

54 Enkhardt (2020): 52-Gigawatt-Deckel für die Photovoltaik endgültig aus dem EEG gestrichen, 

in: pv magazine. 
55 BMWi (2021): Förderdatenbank, Modellvorhaben Wärmenetzsysteme 4.0. 
56 Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württemberg. 
57 BMWi (2021): Förderdatenbank, Energetische Stadtsanierung- Zuschuss. 
58 BMWi (2021): Förderdatenbank, IKK – Energetische Stadtsanierung – Quartiersversorgung. 
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(Bspw.  Wärmepumpen) und für Fachplanung und Baubegleitung sowie 40 

Prozent der Kosten für ein effizientes Heizsystem beim Austausch einer 

Ölheizung. Durch Vereinfachung des Antragsverfahrens, der Bündelung der 

verschiedenen Förderungen sowie der Erhöhung der Mittelausstattung ist das 

Förderprogramm für die Kommunen noch lukrativer geworden. 59 

 

Handlungsfeld  Städtebau 

 

Maßnahme Weiterentwicklung der Städtebauförderung (Nr. 3.4.2.8)  

 

Beschreibung 

 

Anpassung der Förderung: Maßnahmen zur Erneuerung und Entwicklung von 

Kommunen fördert der Bund zu einem Drittel der Kosten durch die 

Städtebauförderung, wofür 2021 790 Mio. Euro Bundesmittel zur Verfügung 

stehen.60 Für die Kommunen sind die Fördertatbestände für Maßnahmen zur 

Gestaltungs- und Aufenthaltsqualität, zur Freiflächengestaltung und zur 

Stärkung des Stadtgrüns verbessert worden. Zudem wird der Fokus verstärkt 

auf die Verminderung des Wärme- und Energieverbrauchs, das Bauen mit 

CO2-armen und recyclebaren Baustoffen, die Infrastruktur für E-Mobilität und 

die Nahversorgung mit Wärme und Strom gelegt.61 

 

Handlungsfeld  Verkehr 

 

Maßnahme Verkehr automatisieren, vernetzen, verflüssigen, innovative Mobilitätsformen 

ermöglichen  (Nr. 3.4.3.12) 

 

Beschreibung 

 

 

Gesetzesänderung:  

Durch die Anpassung des Personenbeförderungsgesetzes werden die 

Möglichkeiten für nachhaltige Mobilität für Verkehrsbetriebe, die häufig in 

kommunaler Hand liegen, verbessert. Die Verkehrsbetriebe können ihre 

ÖPNV-Angebote mit nutzerfreundlichen, App-basierten Bedienkonzepten und 

vereinfachte Sharing-Angebote optimieren.62 

  

Maßnahme Ausbau von Radwegen und Fahrradparkmöglichkeiten und Verbesserung der 

Rahmenbedingungen (Nr. 3.4.3.3) 

 

Beschreibung 

 

 

Sonderprogramm „Stadt und Land“: Der Bund stellt dem Land und den 

Kommunen in BW bis Ende 2023 Finanzhilfen für Investitionen in den 

Radverkehr in Höhe von bis zu 72 Mio. Euro zur Verfügung.63 Diese 

Finanzmittel können die Kommunen bspw. für die Anordnung und den 

Ausbau von Fahrradstraßen, für Baumaßnahmen zur Beschleunigung des 

Radverkehrs, für die Umnutzung von Fahrstreifen in geschützte Radwege, für 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         
 

 
 

 

 

59 BMWi (2021): Förderdatenbank, Bundesförderung für effiziente Gebäude – Einzelmaßnahmen.  
60 BMI (2021): So funktioniert die Städtebauförderung. 
61 BMU (2019): Klimaschutzprogramm 2030 der Bundesregierung, S.59. 
62 BMU (2019): Klimaschutzprogramm 2030 der Bundesregierung, S. 82, f. 
63 BMVI (2020): Verwaltungsvereinbarung Sonderprogramm „Stadt und Land“. 
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Beschilderung und Markierungen sowie für sichere und moderne 

Abstellanlangen und Fahrradparkhäuser verwenden.64 

 

Gesetzesänderung:  

Auch die Schaffung fahrradfreundlicherer Rahmenbedingungen (Bspw. durch 

die Einführung neuer Verkehrszeichen oder die Möglichkeit zur Einrichtung 

von Fahrradzonen) im Rahmen einer Novellierung der 

Straßenverkehrsordnung ist für größere Kommunen relevant.65 

  

Maßnahme Attraktivität des ÖPNV erhöhen (Nr. 3.4.3.2) 

 

Beschreibung 

 

 

Anpassung der Förderung: Der Bund erhöht die Fördermittel für die 

Modernisierung und den Ausbau des ÖPNV, der abgesehen vom 

Schienenverkehr im Zuständigkeitsbereich der Kommunen liegt. 

Verkehrsbetriebe erhalten bei der Anschaffung und dem Einsatz von Plug-in-

Hybridbussen einen 40-prozentigen bzw. bei elektrisch betriebenen 

Batteriebussen einen 80-prozentigen Zuschuss.66 Auch Modellprojekte zur 

Verbesserung der Angebots- und Betriebsqualität, zur Entwicklung attraktiver 

Tarife sowie zur Vernetzung von Auskunfts- und Vertriebssystemen werden 

gefördert.67  

 

Gesetzesänderung:  

Durch den neu geschaffenen § 64b des Personenbeförderungsgesetzes 

bekommen die Länder und Kommunen die Möglichkeit 

Emissionsanforderungen für Busse, Taxen und Mietwagen festzulegen.68 

  

Maßnahme Tank- und Ladeinfrastruktur ausbauen (Nr. 3.4.3.9) 

 

Beschreibung 

 

Fortschreibung Förderprogramm:  

Nachdem das Förderprogramm Ladeinfrastruktur ausgelaufen ist,69 können die 

Kommunen über die Förderrichtlinie Elektromobilität Investitionszuschüsse 

bekommen.70  

 

Die Kommunen erhalten bei der „Nationalen Leitstelle Ladeinfrastruktur“ 

Unterstützung beim Ausbau der Ladeinfrastruktur für E-Mobilität.71 

  

Maßnahme Schlüsselbereiche der Mobilität (Nr. 3.5.3.12):  

A) Urbane Mobilität  

B) Systemische Innovationsbarrieren Klimaschutz  

 

  
                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

 

 

 
 

 

64 BMU (2019): Klimaschutzprogramm 2030 der Bundesregierung, S. 69, f. 
65 BMU (2019): Klimaschutzprogramm 2030 der Bundesregierung, S. 70. 
66 BMWi (2021): Förderdatenbank, Anschaffung von Elektrobussen im ÖPNV. 
67 BMVI (2021): BMVI fördert Modellprojekte im ÖPNV mit 250 Millionen Euro. 
68 BMU (2019): Klimaschutzprogramm 2030 der Bundesregierung, S. 69. 
69 BAV (2021): Bundesförderprogramm Ladeinfrastruktur des BMVI. 
70 BMWi (2021): Förderdatenbank, Förderrichtlinie Elektromobilität. 
71 NOW GmbH (2021): Eine Übersicht.  
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Beschreibung 

 

Neue Förderprogramme:  

Die Kommunen werden durch die Förderprogramme „MobilitätsWerkStadt 

2025“ und „MobilitätsZukunftsLabor 2050“ dabei unterstützt, zusammen mit 

Akteuren aus Wirtschaft, Zivilgesellschaft und Wissenschaft die 

verschiedenen Anforderungen an nachhaltige Mobilität miteinander zu 

vereinbaren und Nachhaltigkeitsinnovationen in die Praxis zu bringen. 

Langfristig soll in den Kommunen ein Innovations- und 

Transformationsmanagement entstehen.72  

 

Handlungsfeld  Forstwirtschaft 

 

Maßnahme Erhalt und nachhaltige Bewirtschaftung der Wälder und Holzverwendung  

(Nr. 3.4.7.4) 

 

Beschreibung 

 

 

Neue Förderprogramme: 

Die Kommunen erhalten einen einmaligen Zuschuss für die nachhaltige 

Waldbewirtschaftung in Höhe von 100-120 Euro pro Hektar je nach 

Zertifizierung durch das FSC oder PEFC.73 Auch zur Entwicklung von 

klimatoleranten Mischwäldern können Kommunen als Waldeigentümer beim 

Waldumbau Zuschüsse von bis zu 85 Prozent der Ausgaben durch das 

Förderprogramm Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur und 

des Küstenschutzes" (GAK) erhalten.74  

 

Ⅱ. Landesgesetzgebung zum Klimaschutz 

 

1. Klimaschutzgesetz Baden-Württemberg  

 

In § 14 Abs. 1 KSG werden die Länder dazu berechtigt, eigene Klimaschutzgesetze 

zu erlassen, die zusätzlich zum KSG gelten. Allerdings bestehen die meisten 

Landesklimaschutzgesetze schon lange Jahre vor Inkrafttreten des KSG. Das Land 

BW ist nach Hamburg, Hessen und Nordrhein-Westfalen das vierte Bundesland mit 

einem eigenen Klimaschutzgesetz. Über die Jahre haben viele Bundesländer 

nachgezogen. Lediglich Sachsen, Sachsen-Anhalt, Brandenburg, Mecklenburg-

Vorpommern und das Saarland haben noch kein Klimaschutzgesetz.75 Das KSG 

BW ist am 31. Juli 2013 in Kraft getreten und wurde im Jahr 2020 weiterentwickelt. 

Nicht anwendbar ist das KSG BW, wenn abschließende Vorgaben durch 

Bundesrecht geregelt sind.  

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         
 

 
 

 

 

72 BMBF (2019): Mobilität für den Menschen: sauber, sicher, attraktiv. 
73 BMWi (2021): Förderdatenbank, Erhalt und nachhaltige Bewirtschaftung der Wälder. 
74 BMWi (2021): Förderdatenbank, Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur und 

des Küstenschutzes" (GAK). 
75 Sina/Stockhaus (2019): Landesklimaschutzgesetze in Deutschland, in: WWF Deutschland 2019. 
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Der Aufbau des KSG BW ist dem des KSG sehr ähnlich. Die sektoralen 

Treibhausgasminderungsziele und Klimaschutzprogramme sind beim KSG BW 

unter dem Integrierten Energie- und Klimaschutzkonzept des § 6  

zusammengefasst, das nach 2020 alle fünf Jahre beschlossen wird. Die 

Klimaschutzziele des Landes werden nach § 4 KSG BW unter Berücksichtigung 

der internationalen, europäischen und nationalen Klimaschutzziele mit einer THG-

Minderung gegenüber 1990 um 25 Prozent bis 2020, um 42 Prozent bis 2030 und 

um 90 Prozent bis 2050 festgelegt. Die Zielsetzung bis 2020 könnte durch die 

Auswirkungen der Corona-Pandemie knapp erreicht worden sein, obwohl die 

Treibhausgasminderung 2019 laut statistischem Landesamt lediglich bei 19 Prozent 

lag.76 Mit dem neu geschaffenen Paragraphen 4a, enthält das KSG BW mit der 

Anpassung an die Folgen des Klimawandels eine zusätzliche Thematik, die das 

KSG vermissen lässt.  

Ebenso wie das KSG enthält auch das KSG BW ein Monitoring. Dieses besteht 

zum einen aus dem jährlichen Klimaschutz-Kurzbericht ab 2021, der unter anderem 

den Umsetzungsstand der Maßnahmen und Ziele enthält. Spätestens alle drei Jahre 

soll ab 2023 ein Klimaschutz- und Projektionsbericht erscheinen, in dem zusätzlich 

Vorschläge zur Weiterentwicklung von Klimaschutzmaßnahmen des IEKK bereitet 

werden sollen. Auch ein Bericht zur Anpassung an den Klimawandel soll ab 2024 

spätestens alle fünf Jahre verfasst werden.77  

Als beratende Instanz wird ein Beirat für Klimaschutz gebildet, der dem 

Expertenrat für Klimafragen auf Bundesebene gleichkommt.78 

2. Pflichten für Kommunen  

 

Wie bereits unter B.Ⅱ.2a) und B.Ⅱ.3a) erörtert, sind Berücksichtigungsgebot und 

die Klimaneutrale Verwaltung sowohl im KSG als auch im KSG BW nahezu 

identisch geregelt. Das Land BW lässt der Energieeinsparung, der effizienten 

Bereitstellung, Umwandlung, Nutzung und Speicherung von Energie sowie dem 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

 

 

 
 

 

76 Statistisches Landesamt BW (2021): Treibhausgas-Emissionen. 
77 Siehe § 9 KSG BW. 
78 Siehe § 10 KSG BW. 
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Ausbau erneuerbarer Energien zusätzlich eine besondere Bedeutung zukommen.79 

Doch das KSG BW enthält weitere Pflichten, die im Folgenden behandelt werden.  

a) Aufklärung und Bewusstseinsbildung 

 

Aus dem KSG BW ergibt sich nach § 8 Abs. 2 unter anderem für Kommunen die 

Pflicht „über Ursachen und Bedeutung des Klimawandels sowie über die Aufgaben 

des Klimaschutzes aufzuklären und das Bewusstsein für einen sparsamen Umgang 

mit Energie zu fördern.“80 Damit beauftragt werden die kommunalen Erziehungs-, 

Bildungs- und Informationsträger. Darunter fallen beispielsweise Schulen, Presse- 

und Informationsämter, Volkshochschulen und Ähnliches. Doch auch  diese Pflicht 

ist vorsichtig formuliert, da die Erziehungs-, Bildungs- und Informationsträger den 

Auftrag nur im Rahmen ihrer Möglichkeiten ausführen müssen. 

b) Erfassung der Energieverbräuche 

 

In § 7b KSG BW werden die Kommunen zur Erfassung der Energieverbräuche ab 

dem Jahr 2020 und zur anschließenden Übermittlung an das Land verpflichtet. Das 

Land stellt hierfür eine Datenbank bereit und erstattet den Kommunen den Aufwand 

für die erstmalige Erfassung in Summe von insgesamt ca. 1,33 Millionen Euro. Ziel 

der Erfassung ist es, den Kommunen die Höhe des Energieverbrauchs und die 

dadurch entstehenden Kosten bewusst zu machen. Die Kommunen sollen unter 

anderem durch den Vergleich mit dem Landesdurchschnitt bzw. vergleichbaren 

Kommunen dazu motiviert werden, Effizienzpotentiale zu nutzen. Für die 

Umsetzung  bietet das Land Coachings, Beratungsangebote und Hinweise zu 

Förderprogrammen an.81 

c) Aufstellung eines Wärmeplans 

 

Ein weiteres Instrument des KSG BW ist der kommunale Wärmeplan nach § 7c) 

und d) KSG BW. Die Aufstellung eines solchen Wärmeplans bis Ende 2023 ist nur 

für große Kreisstädte und Stadtkreise verpflichtend. Für die kleineren Kommunen 

sollen hingegen Anreize gesetzt werden, beispielsweise durch ein im Frühjahr 2021 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

 

 

 
 

 

79 Siehe § 7 Abs. 1 S. 1 KSG BW. 
80 § 8 Abs. 2 KSG BW. 
81 KEA BW (o.J.): Klimaschutzgesetz - § 7b Erfassung des Energieverbrauchs. 
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aufgesetztes Förderprogramm.82 Das Land ermächtigt alle Kommunen dazu, 

gebäudescharfe Daten bei Energieunternehmen und Bezirksschornsteinfegern zum 

Zweck der Erstellung eines kommunalen Wärmeplans zu beschaffen.83 Ein solcher 

Wärmeplan besteht aus vier Elementen. Im ersten Schritt werden der aktuelle 

Wärmeverbrauch sowie Wärmebedarf und die dadurch entstehenden THG-

Emissionen ermittelt. Dabei werden Daten zu den Gebäudetypen, Baualtersklassen 

aber auch zur Versorgungsstruktur erhoben. Im zweiten Schritt werden dann 

Potenziale zur Energieeinsparung für die Sektoren Haushalte, Gewerbe, Handel, 

Dienstleistungen, Industrie und öffentlichen Liegenschaften ermittelt, wobei 

besonders die Möglichkeiten zur Nutzung Erneuerbarer Energien und Abwärme vor 

Ort Berücksichtigung finden. Im dritten Element geht es darum, ein Zielszenario 

für die zukünftige Versorgungsstruktur der Jahre 2030 und 2050 zu entwickeln, 

indem die Eignungsgebiete und mögliche Einzelversorgung ermittelt werden. Im 

vierten und letzten Schritt soll eine konkrete Umsetzungsstrategie für den 

kommunalen Wärmeplan entstehen. Darin sollen Maßnahmen, Prioritäten und der 

zeitliche Ablauf ausgearbeitet werden.84 

d) PV-Anlagen auf Nichtwohngebäuden und offenen Parkplätzen 

 

Zwar gibt es zur Förderung von PV-Anlagen schon seit vielen Jahren die 

Einspeisevergütung des EEG. Im Jahr 2017 betrug der Anteil der Photovoltaik-

Stromerzeugung am möglichen Potenzial lediglich 21,3 Prozent.85 Um den Ausbau 

von PV-Anlagen zu beschleunigen, hat sich Baden-Württemberg daher für eine PV-

Anlagen-Pflicht entschieden. Zum einen muss nach § 8a KSG BW beim Neubau 

eines Nichtwohngebäudes mit einer für Solarnutzung geeigneten Dachfläche ab 1. 

Januar 2022 eine PV-Anlage installiert werden. Auch offene Parkplätze mit mehr 

als 75 Stellplätzen sind nach § 8b KSW BW ab 1. Januar 2022 von einer PV-Pflicht 

betroffen, solange sich diese für die Solarnutzung eignen. Die grün-schwarze 

Koalition in BW plant allerdings in einer Novellierung des KSG BW die 

Ausweitung der Pflicht nach § 8a KSG BW auf Wohngebäude. Hierbei soll die 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         
 

 
 

 

 

82 KEA BW (o.J.): Klimaschutzgesetz - § 7c Kommunale Wärmeplanung. 
83 Siehe § 7e KSG BW. 
84 Umweltministerium BW (2020): Kommunale Wärmeplanung Handlungsleitfaden, S. 6, f. 
85 Agentur für erneuerbare Energien (2017): Anteil Photovoltaik-Stromerzeugung am möglichen 

Potenzial.  
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Pflicht nicht nur beim Neubau, sondern auch bei Dachsanierungen zum Tragen 

kommen. Zudem soll die PV-Pflicht nach § 8b KSG BW bereits offene Parkplätze 

ab einer Größe von 35 Stellplätzen miteinschließen.86 Diese Regelung bedeutet für 

die Kommunen, dass sie selbst in der Funktion als Bauträger von Gebäuden oder 

Parkplätzen die PV-Anlagen-Pflicht umzusetzen müssen. Darüber hinaus sind ein 

Teil der Kommunen als untere Baurechtsbehörden für die Überwachung der 

Einhaltung der Pflichten der PV-Anlagen-Pflicht zuständig und ergreifen die dafür 

erforderlichen Maßnahmen. Im Regelfall trifft das auf alle Kommunen zu, die nach 

§ 46 Abs. 4 Landesbauordnung BW (LBO) ausreichend mit geeigneten Fachkräften 

besetzt ist. Ob die PV-Anlagen-Pflicht den gewünschten Erfolg bringt, soll vom 

Umweltministerium bis Ende 2024 im Rahmen einer Evaluation nach § 8d KSG 

BW festgestellt werden. 

3. Handlungsmöglichkeiten für Kommunen 

 

a) Klimamobilitätsplan 

 

Durch den § 7 f KSG BW wird den Kommunen die Möglichkeit zur Aufstellung 

eines Klimamobilitätsplans gegeben. Dieser soll Maßnahmen zur dauerhaften 

Reduzierung von THG-Emissionen beinhalten. Da die Kommunen prinzipiell nur 

Maßnahmen in ihrem eigenen Zuständigkeitsbereich umsetzen können, ist die 

Möglichkeit einer Kooperation mit weiteren öffentlichen Aufgabenträgern explizit 

im Gesetzestext genannt.87 Die Bevölkerung und die Wirtschaft sind bei der 

Aufstellung des Mobilitätsplans frühzeitig zu beteiligen, da die 

Mobilitätsbedürfnisse dieser Akteure Berücksichtigung finden müssen. Auch muss 

der Klimamobilitätsplan im Einklang mit den Zielen der Raumordnung stehen.88 

Bei einer solchen freiwilligen Aufgabe, kommt immer die Frage auf, warum die 

Kommunen sich diese Last zusätzlich auferlegen sollten. Um dem 

entgegenzuwirken, soll das zuständige Regierungspräsidium im Rahmen seiner 

finanziellen, personellen und organisatorischen Möglichkeiten die Kommunen bei 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         
 

 

 

 

 

86 SWR Aktuell (2021): Solarpflicht auch für Hausbesitzer: Grüne und CDU stellen 

Klimaschutzgesetz vor. 
87 Siehe §7f Abs. 1 KSG BW. 
88 Siehe §7f Abs. 3 KSG BW. 
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der Aufstellung der Klimamobilitätspläne unterstützen. Das Landesministerium für 

Verkehr fördert die Erstellung des Klimamobilitätsplanes  mit bis zu 50 Prozent der 

zuwendungsfähigen Kosten, maximal jedoch mit 200.000,- Euro. Werden die 

besonderen Anforderungen des § 4 Absatz 1 Satz 2 und 3 des 

Landesgemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes eingehalten, ist eine Erstattung von 

75 Prozent der zuwendungsfähigen Kosten möglich.89 Ob das Instrument den Weg 

in die Gemeinderatssitzungen findet und wie viele Kommunen einen solchen 

Klimamobilitätsplan aufstellen, bleibt abzuwarten. Momentan erstellen vier 

Kommunen (Stuttgart, Freiburg, Heidelberg und Gemeindeverband Mittleres 

Schussental) mit Unterstützung des Verkehrsministeriums im Rahmen eines 

zweijährigen Pilotprojektes einen Klimamobilitätsplan.90 

b) Integriertes Energie- und Klimaschutzkonzept  

 

Das Integrierte Energie- und Klimaschutzkonzept (IEKK) wurde erstmals im Juli 

2014 von der Landesregierung beschlossen. Das IEKK enthält konkrete 

Maßnahmen und Strategien für die Reduktion der THG-Emissionen.91 Es ist daher 

vergleichbar mit dem Klimaschutzprogramm des § 9 KSG. Das KSG BW sah die 

Fortschreibung des IEKK für 2020 und danach alle fünf Jahre vor. Aufgrund von 

Verzögerungen in der Ressortabstimmung und geänderten europäischen und 

deutschen Rahmenbedingungen für den Klimaschutz, verschiebt sich die 

Fortschreibung auf die Legislaturperiode ab 1. Mai 2021.92 Aus dem 2014 

beschlossenen IEKK ergehen folgende Handlungs- bzw. Teilnahmemöglichkeiten 

für Kommunen. Nicht aufgeführt sind abgeschlossene Maßnahmen, die für 

Kommunen in BW keine Relevanz mehr haben.   

Handlungsfeld  Energieversorgung 

 

Maßnahme  Förderung von Energieeffizienten Wärmenetzen  

(M 49, M 50, M 54, M 58, M 59, M 60, M 61, M 6293) 

 

Beschreibung 

 

Die Kommunen erhalten bei der Erstellung eines Klimaschutzteilkonzepts mit 

Schwerpunkt auf integrierter Wärmenutzung zusätzlich zur Förderung der 
                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         
 

 
 

 

 

89 Verkehrsministerium BW (2020): Anlage 20 zur VwV-LGVFG über Klimamobilitätspläne. 
90 Staatsanzeiger (2021): Klimamobilitätspläne werden vom Land gefördert. 
91 Umweltministerium BW (2021): Integriertes Energie- und Klimaschutzkonzept (IEKK). 
92 Umweltministerium BW (2020): Klimaplan des Landes nicht pünktlich fertig.  
93 Unter diesen Nummern ist die jeweilige Maßnahme im IEKK zu finden. 
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Kommunalrichtlinie einen weiteren Zuschuss von bis zu 20 Prozent. Zum 

anderen besteht seit 2015 ein landesweites Kompetenzzentrum Wärmenetze 

bei der Klima- und Energieagentur Baden-Württemberg (KEA), das die 

Kommunen berät und ihnen Methoden- und Softwaretools sowie Daten zur 

Verfügung stellt. Zusätzlich dazu wird jeweils eine Beratungs- und 

Netzwerkinitiative in den zwölf Regionen in Baden-Württemberg gefördert, 

die Öffentlichkeitsarbeit betreibt und fachlich-konzeptionelle Vorschläge zur 

Umsetzung von Wärmenetzen in Kommunen macht. Doch für die Errichtung 

oder die Erweiterung von kommunalen Wärmenetzen einschließlich der 

integrierten Anlagen zur Wärmeerzeugung aus regenerativen Energien, aus 

KWK-Anlagen und industrieller beziehungsweise gewerblicher Abwärme 

werden auch investive Anreize gesetzt, indem maximal 20 Prozent der Kosten 

vom Land bezuschusst werden.94 

 

 Von 44 bewilligten Anträgen kamen lediglich vier Anträge von 

Kommunen, in 10 Fällen waren es Stadtwerke mit  

kommunaler Beteiligung.95 

  

Maßnahme  Moderierte lokale/regionale Energieeffizienznetzwerke (M11) 

 

Beschreibung 

 

Für die Kommunen in BW sollen insgesamt 30 regionale Kompetenzstellen 

mit Anbindung an regionale Energieagenturen, Regionalverbände, Industrie- 

und Handelskammern geschaffen werden. Sie sollen die Vernetzung von 

lokalem Energieangebot und -nachfrage fördern und die Kommunen 

hinsichtlich technischer Lösungen, Fördermöglichkeiten oder rechtlicher 

Rahmenbedingungen informieren und beraten. Zusätzlich fördert das Land 

die Bildung lokaler und regionaler Energieeffizienznetzwerke, um 

Einsparpotentiale wirtschaftlich und nachhaltig zu erschließen. 96 

 

 Für 12 Regionen wurden Kompetenzstellen für Energieeffizienz (KEFF) 

geschaffen und nach 3 Jahren mit positivem Ergebnis evaluiert.97  

 Bis Juni 2019 haben sich 16 Energieeffizienznetzwerke mit insgesamt 

104 Kommunen gebildet.98 

  

Maßnahme  Förderprogramm Kleine Wasserkraftanlagen (M 29) 

 

Beschreibung 

 

Kommunen, die eine kleine Wasserkraftanlage oder ein Querbauwerk 

betreiben oder solche Anlagen revitalisieren möchten, erhalten eine Förderung 

von maximal 40 Prozent der Kosten bei Investitionen in die technische und 

ökologische Modernisierung der Anlage.99 

 

  
                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

 

 

 

 
 

94 BMWi (2021): Förderdatenbank, Fördergrundsätze kleine Wasserkraft. 
95 Umweltministerium  BW (2020): Statusbericht Kommunaler Klimaschutz, S. 95. 
96 Umweltministerium BW (2014): IEKK, S. 51. 
97 Umweltministerium BW (2021): Regionale Kompetenzstellen für Energieeffizienz. 
98 Umweltministerium  BW (2020): Statusbericht kommunaler Klimaschutz in BW, S. 42. 
99 BMWi (2021): Förderdatenbank, Fördergrundsätze kleine Wasserkraft. 
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Maßnahme  Klimafreundliche Eigenenergieerzeugung bei Kläranlagen (M 107) 

 

Beschreibung 

                                                                                                                         

Kommunen können als Betreiber von Klärwerken 50 Prozent der Ausgaben 

für Gutachten zur Verbesserung der Energieeffizienz einschließlich der 

Wärmerückgewinnung im Bereich der Abwasserbehandlung und der 

Wasserversorgung vom Land erhalten.100 

  

Maßnahme  Windenergie-Dialog (M 25) 

 

Beschreibung 

 

Die Kommunen profitieren bei der Planung und Durchsetzung von 

Windkraftanlagen durch Landesinitiativen, wie dem Arbeitskreis 

Windenergie in Baden-Württemberg oder dem Forum Energiewende. Diese 

helfen den Kommunen bei der Durchführung von Veranstaltungen und der 

Klärung fachlicher Streitfragen. Außerdem stellt das Land den Kommunen 

darüber hinaus Informationen zur Windenergie (M26) zur Verfügung.101 

 

Handlungsfeld Gebäude 

 

Maßnahme  Förderprogramm Klimaschutz-Plus (M 8)  

 

Beschreibung 

 

Kommunen erhalten Förderungen für investive Maßnahmen zur: 

 Energetischen Sanierung, insbesondere von Schulgebäuden. 

 Erneuerung von Heizungsanlagen durch Nutzung von erneuerbaren 

Energien, der gebäudeeigenen Abwärme oder der Abwärme aus 

Kläranlagen oder Abwasser. 

 Verbesserung des baulichen Wärmeschutzes, der Einsatz regenerativer 

Energien mithilfe von Holzpelletheizungen, Holzhackschnitzelheizungen, 

Wärmepumpen-Anlagen, Solarthermische Anlagen oder Anlagen zur 

Auskopplung von Abwärme.102 

 

Zum anderen werden Struktur-, Qualifizierungs- und Informationsmaßnahmen 

gefördert, darunter die Einführung eines Energiemanagements, die 

Bilanzierung von CO2-Emissionen (BICO2BW), die Schaffung von Stellen für 

die klimaneutralen Kommunalverwaltung, die Durchführung von 

Unterrichtseinheiten an Schulen zum Thema „Energie und Klimaschutz“, 

etc.103 

 Anlagen 1 bis 4 enthalten Daten zur bisherigen Nachfrage dieses 

Förderprogramms. 

  

Maßnahme  Contracting-Offensive (M 17) 

 

Beschreibung 

 

Beim Energiespar-Contracting (ESC) garantiert ein Dienstleister, der sog. 

Contractor, vertraglich eine bestimmte Energiekosteneinsparung und erhält 
                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         
 

 

 

 

 

100 BMWi (2021): Förderdatenbank, Förderung wasserwirtschaftlicher Vorhaben. 
101 Umweltministerium BW (2014): IEKK, S. 57. 
102 Siehe Anlage 1 für die Fördertatbestände  
103 BMWi (2021): Förderdatenbank, Klimaschutz-Plus. 
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dafür einen Teil der Einsparung. Der Contractor versucht also mit individuell 

auf die Liegenschaft zugeschnittenen technischen, baulichen und 

organisatorischen Maßnahmen, möglichst viel Energie mit geringen 

Investitionen einzusparen.  Im Rahmen der Contracting-Offensive erarbeitet 

das Land für die Zielgruppe der Kommunen Musterlösungen, verbessert 

vorhandene Angebote und beseitigt bestehende Hemmnisse.104  

 

 Unter Begleitung der KEA-BW wurden seitdem 47 ESC -Projekte bei 

Kommunen in BW umgesetzt, die den Energieverbrauch in etwa um 35 bis 

40 Prozent reduziert und somit knapp 28.000 t/a CO2 eingespart haben.105 

 

Handlungsfeld  Städtebau 

 

Maßnahme  Quartiersbezogene Lösungen voranbringen (M 42) 

 

Beschreibung 

 

Wie auch der Bund, setzt das Land BW bei der Städtebauförderung neue 

Schwerpunkte. Verstärkt gefördert werden sollen Maßnahmen zur 

Energieeffizienz im Altbaubestand, zur Verbesserung des Stadtklimas, zur 

Lärm- und Abgasreduzierung sowie zur Aktivierung der Naturkreisläufe.106 

  

Maßnahme  Kommunales Planungsrecht (ohne Nr.) 

 

Beschreibung 

                                                                                                                                           

Um die gesetzgeberischen Spielräume beim kommunalen Klimaschutz 

bestmöglich auszunutzen, sollen besonders die kleineren Kommunen durch 

das Land die Möglichkeit für Beratungen von externen Sachverständigen und 

zum Erfahrungsaustausch mit anderen Kommunen erhalten. Ergänzend 

werden Mustertexte, Arbeitshilfen und Informationsmaterial für ökologische 

Anforderungskataloge und städtebauliche Verträge bereitgestellt.107  

 

Handlungsfeld  Verkehr 

 

Maßnahme  Förderung von ÖPNV- Pilotprojekten und Mobilitätskonzepten in dünn 

besiedelten Räumen (M 75) 

 

Beschreibung 

 

Kommunen bekommen durch Landesförderung die Möglichkeit, zusätzliche 

Angebote zum Linienverkehr zu etablieren. Gerade in ländlichen Kommunen 

bieten sich bedarfsorientierte und flexible Lösungen, wie der Betrieb von 

Ruftaxen oder Bürgerbussen an. Durch die Richtlinie Busförderung werden 

Neu- und Gebrauchtfahrzeuge bezuschusst, wobei Busse mit 

batterieelektrischem Antrieb einen höheren Fördersatz erhalten.108 

  

Maßnahme  Stadt- und klimafreundliche City-Logistik (M 82) 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         
 

 
 

 

 

104 Umweltministerium BW (2014): IEKK, S. 53. 
105 Umweltministerium BW (2020): Statusbericht kommunaler Klimaschutz in BW, S. 119.  
106 Umweltministerium BW (2014): IEKK, S. 77. 
107 Umweltministerium BW (2014): IEKK, S. 145. 
108 Verkehrsministerium BW (2021): Richtlinie Busförderung 2021, S. 17. 
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Beschreibung Die Kommunen können gemeinsam mit dem Land Pilotprojekte zu 

„Konzeptionen und Aktionspläne für den innerstädtischen Verkehr“, 

„ökologische Modernisierung der Fahrzeugflotten“, „Kooperation der 

Akteure“ und „Telematik“ initiieren und durchführen.109                                                                                                                                   

  

Maßnahme  Ausbau der Fahrrad- und Fußgänger-Infrastruktur (M 67) 

 

Beschreibung 

 

Die Kommunen erhalten eine 50-prozentige Förderung für den Bau, Umbau  

oder Ausbau von Rad- und Fußgängerwegen, wenn diese separat zur Straße 

verlaufen oder nicht förderfähig nach der Förderung „Kommunaler 

Straßenbau“ sind. Bei Fußgängerwegen sind das diejenigen Wege, die an 

Landes- und Bundesstraßen liegen, aber in kommunaler Baulast sind. Auch 

Fahrradabstellanlagen werden mit einem Pauschalbetrag bezuschusst.110 

  

Maßnahme  Förderung der Fahrradkultur (M 68)  

 

Beschreibung 

 

Die Kommunen können durch Initiativen des Landes dazu beitragen, dass mehr 

Menschen das Fahrrad anstelle des Autos nutzen. Eine Möglichkeit ist der 

Beitritt in die „Arbeitsgemeinschaft Fahrradfreundlicher Kommunen“ 111. Als 

öffentlichkeitswirksame Maßnahme bietet sich für Kommunen auch die 

Landesauszeichnung „Fahrradfreundliche Kommunen“ in BW an.112 

  

Maßnahme  Förderung der Elektromobilität (M 84) 

 

Beschreibung 

 

Die Kommunen erhalten durch das Förderprogramm Landesinitiative III 

Marktwachstum Elektromobilität BW eine umfangreiche Förderung für die 

Anschaffung und den Betrieb von E- Rollern, E-LKWs, E-Lastenräder, E- 

Bussen und E-Autos. Zusätzlich gefördert werden Maßnahmen zur Steigerung 

der Attraktivität von E-Mobilität, wie die Errichtung oder Umwidmung von 

Parkplätzen exklusiv für E-Fahrzeuge, die Einführung von gebührenfreiem 

Parken auf öffentlichen Straßen oder Wegen für E-Fahrzeuge und weitere 

straßenverkehrsrechtliche Privilegierungen.113 

  

Maßnahme  Betriebliches und Behördliches Mobilitätsmanagement (ohne Nr.) 

 

Beschreibung 

 

Das Land fördert die Einführung eines dienstlichen Mobilitätsmanagements bei 

öffentlichen Einrichtungen der Kommunen mithilfe eines zweistufigen 

Förderprogramms. Sowohl die Analyse und Konzepterstellung als auch 

Investitionen in Einrichtungen, Anlagen, Gebäude oder Fahrzeug sind im 

Rahmen des Mobilitätsmanagements förderfähig.114 
                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

 

 

 
 

 

109 Umweltministerium BW (2014): IEKK, S. 110. 
110 BMWi (2021): Förderdatenbank, Durchführung des Landesgemeindeverkehrsfinanzierungs-

gesetzes - Rad- und Fußverkehr. 
111 Umweltministerium BW (2014): IEKK, S. 94. 
112 Umweltministerium BW (2014): IEKK, S. 103. 
113 Verkehrsministerium BW (o.J.): Förderung Elektromobilität – Förderabruf - Wie Sie eine 

bereits bewilligte Förderung abrufen. 
114 BMWi (2021): Förderdatenbank, Betriebliches und Behördliches Mobilitätsmanagement. 
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C. Kommunale Rechtsetzung zum Klimaschutz  
 

Wie bereits in der Einleitung erörtert, bezieht sich die kommunale Rechtsetzung 

ausschließlich auf pflichtige und freiwillige Selbstverwaltungsaufgaben. Unter dem 

Begriff Rechtsetzung „versteht man die Schaffung von rechtlichen Normen und 

allgemein verbindlichen Anordnungen, die eine unbestimmte Vielzahl von Fällen 

regeln“.115 Auf kommunaler Ebene trifft das auf Satzungen und 

Rechtsverordnungen zu. Nicht Teil dieser Analyse sind Konzeptionen, die durch 

Gemeinderatsbeschluss als verwaltungsinterne Richtlinie fungieren, aber keine 

Außenwirkung in Form einer bindenden Wirkung für die Bürgerschaft entfalten.  

I. Festsetzungen im Bebauungsplan 

 

Die Gemeinden sind nach § 1 Abs. 3 BauGB verpflichtet, Bauleitpläne aufzustellen, 

sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich 

ist. Der Bebauungsplan legt als Satzung für einen Ortsteil oder eine 

Grundstücksgruppe fest, welche Nutzungen in diesem Bereich zulässig sind. Er 

konkretisiert dabei die im Flächennutzungsplan dargestellte planerische 

Grundkonzeption. Der Inhalt des Bebauungsplans wird durch Festsetzungen in 

schriftlicher Form und als Plan ausgestaltet und entfaltet im Gegensatz zum 

Flächennutzungsplan eine verbindliche Außenwirkung gegenüber den Bürgern der 

Gemeinde. 116  

Der Bundesgesetzgeber ermöglicht den Kommunen durch einen abschließenden 

Festsetzungskatalog in § 9 BauGB den Inhalt des jeweiligen Bebauungsplans 

auszugestalten. Die einzige Voraussetzung ist hierfür das Vorliegen städtebaulicher 

Gründe. Dass der Klimaschutz als städtebaulicher Grund herangezogen werden 

kann, ist spätestens durch die Aufnahme der Formulierung: „Bauleitpläne sollen 

(…) den Klimaschutz und Klimaanpassung (…) fördern“ in § 1 Abs. 5 S. 2 BauGB 

klargestellt worden. Umstritten bleibt jedoch, ob klimaschutzmotivierte 

Festsetzungen einen räumlichen Bezug, also eine positive Auswirkung auf das 

Klima in der Gemeinde, haben müssen. Nach herrschender Meinung sind 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

 
 

 

 

 

115 Wikipedia – Die freie Enzyklopädie (2021): Rechtsetzung.  
116 Juracademy.de (o.J.): Der Flächennutzungsplan. 
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Festsetzungen auch aus Gründen des globalen Klimaschutzes möglich.117 Diese 

Tendenz ist auch anhand einer vom Bundesverwaltungsgericht im Jahre 2016 

gefassten Entscheidung (siehe Kapitel C.Ⅵ) erkennbar.118 In aller Regel ist diese 

Fragestellung ohnehin obsolet, da klimaschutzmotivierte Festsetzungen regelmäßig 

auf eine Reduktion von THG-Emissionen abzielen. Diese kann durch den Ausbau 

der erneuerbaren Energien oder einer Energieeffizienzsteigerung erreicht werden. 

Hierbei ist es ausreichend, den Energieverbrauch bzw. Energiebedarf der Gebäude 

im jeweiligen Planungsgebiet zu berücksichtigen, um einen städtebaulichen Grund 

aufzuweisen. Alle anderen Festsetzungen aus Gründen des Klimaschutzes basieren 

auf dem Prinzip der CO2-Speicherung durch Vegetation. Dadurch, dass Vegetation 

stets das Mikroklima verbessert, liegt der örtliche Bezug unproblematisch vor. 119 

1. Art und Maß der baulichen Nutzung 

 

Die Festlegung von Art und Maß der baulichen Nutzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 

BauGB stellt eine der vier Grundvoraussetzungen für einen qualifizierten 

Bebauungsplan dar. Mit der Art der baulichen Nutzung wird einer der in der 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) aufgeführten Gebietstypen festgelegt. Dieser 

entscheidet über zulässige Nutzungsarten, Betriebe und Anlagen.120 Durch die 

Wahl des Gebietstyps kann eine Kommune beispielsweise Nutzungen, die hohe 

THG-Emissionen verursachen, ausschließen. Speziell der Gebietstyp 

„Sondergebiet“ nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 11 Abs. 2 

BauNVO kann den Klimaschutz im Sinne einer klimafreundlichen 

Energieversorgung fördern (siehe Anlage 5). Eine Sondergebietsfestsetzung ist 

besonders in Kombination mit einer Versorgungsanlage aus erneuerbaren Energien 

sinnvoll, auch wenn diese mehr Energie produziert, als zur Versorgung der im 

Baugebiet ansässigen Bevölkerung notwendig ist. Denn nach diesem Gebietstyp 

muss die Anlage nicht ausschließlich zur Versorgung der Bevölkerung dienen, 

sondern ermöglicht die Einspeisung der überschüssigen Energie ins Netz.121 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

 

 

 

 
 

117 Schmidt (2006): Klimaschutz in der Bauleitplanung nach dem BauGB 2004, in: NVwZ, 1354. 
118 BVerwG, Urteil vom 08.09.2016 - 10 CN 1.15. 
119 Kahl (2010): Klimaschutz durch die Kommunen – Möglichkeiten und Grenzen, in: ZUR 

9/2010, S. 396.  
120 Weka (2016): Art und Maß der baulichen Nutzung. 
121 Kupke/ Falke (2019): Klimaschutzbezogene Festsetzungen in Bauleitplänen, S. 238. 
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Entscheidender ist allerdings das Maß der baulichen Nutzung. Durch das Maß der 

baulichen Nutzung wird bestimmt, „wie hoch, wie dicht und mit welcher Intensität 

Flächen bebaut beziehungsweise versiegelt werden dürfen“.122 Für den 

Klimaschutz sollte das Maß der baulichen Nutzung so gewählt sein, dass der 

Baukörper eine optimale Kompaktheit besitzt.123 Dies bedeutet konkret, dass 

Dachgauben, Nischen und Winkel vermieden werden sollten. Vollgeschosse und 

Flachdächer hingegen führen zu einem energetisch günstigen Zustand, da das 

Verhältnis von Gebäudehüllfläche zu beheizbarem Gebäudevolumen sehr klein ist 

(siehe Anlage 6).124 Des Weiteren kann durch die Vorgabe einer kleinen 

Grundflächenzahl einer hohen Versiegelung und den damit einhergehenden 

Belastungen für das Klima entgegengewirkt werden.125 

2. Überbaubare Grundstücksfläche und Stellung baulicher Anlagen 

 

Auch die Überbaubare Grundstücksfläche nach § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB ist 

Pflichtbestandteil eines qualifizierten Bebauungsplans. Bestimmt werden kann die 

Überbaubare Grundstücksfläche durch Baugrenzen, Baulinien oder 

Bebauungstiefen. Während bei einer Baugrenze und Bebauungstiefe das Gebäude 

oder eine andere bauliche Anlagen die festgelegte Grenze bzw. Linie grundsätzlich 

nicht überschreiten darf, muss bei einer Baulinie auf die festgelegte Linie gebaut 

werden.126 Auch die Ausrichtung der Hauptbaukörper im Verhältnis zur 

Erschließungsstraße sowie eine bestimmte Firstrichtung kann festgelegt werden.127 

Die Möglichkeit, den Standort und die Ausrichtung der Baukörper innerhalb der 

Baufelder beeinflussen zu können, sollten die Kommunen zur Förderung des 

Klimaschutzes nutzen. Konkret empfiehlt es sich aus klimatischer Sicht, die 

Baulinien, Baugrenzen oder Bebauungstiefen so zu wählen, dass die Baukörper 

bzw. Dachflächen möglichst nach Süden ausgerichtet sind, damit die 

Sonnenenergie optimal genutzt werden kann. Durch die Festlegung von Baulinien, 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

 

 

 
 

 

122 JuraForum.de (o.J.): Maß der baulichen Nutzung – Baurecht. 
123 Nieße/ Habermann-Nieße (2021): Bebauungsplan, in: Niedersächsische Initiative für 

Klimaschutz in der Siedlungsentwicklung. 
124 DIfU (2017): Klimaschutz in der verbindlichen Bauleitplanung“, S.22, f. 
125 Verbandsgemeinde Sprendlingen-Gensingen (2020): Klimaschutz und Klimaanpassung in der 

Bauleitplanung der Verbandsgemeinde Sprendlingen-Gensingen, S. 6. 
126 § 23 Abs. 1-4  BauNVO. 
127 Battis/Krautzberger/Löhr/Mitschang/Reidt, 14. Aufl. 2019, BauGB § 9 Rn. 29, 30. 
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Baugrenzen oder Bebauungstiefen in Kombination mit festgelegten Bauhöhen, 

können die Baukörper zudem vor gegenseitiger Verschattung und der damit 

einhergehenden Reduktion solarer Einstrahlung bewahrt werden.128 Diese 

Festsetzungen legen durch die Schaffung für Solarnutzung geeigneter Dachflächen 

die Grundlage für den Erfolg der PV-Pflicht des Landes und etwaiger kommunaler 

PV-Pflichten.129 

3. Versorgungsflächen für Erneuerbare-Energie-Anlagen 

  

Nach § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB ist auch die Festsetzung von Versorgungsflächen 

aus erneuerbaren Energien oder KWK möglich. Damit sind alle Anlagen und 

Einrichtungen zur zentralen und dezentralen Erzeugung, Verteilung, Nutzung oder 

Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte wie beispielsweise Gas- und 

Wasserkraftwerke, Heizkraftwerke für Fernwärme oder Blockheizkraftwerke 

gemeint. Doch auch die Festsetzung von Stellplätzen mit Ladeinfrastruktur wäre 

über § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB möglich.130 Anders als bei der Festsetzung eines 

Sondergebietes gilt die Voraussetzung, dass die gewonnene Energie zur 

Versorgung der Bevölkerung dienen muss.131 Bestenfalls erfolgt die 

Energieversorgung direkt vor Ort, denn je kürzer das Leitungsnetz, desto effizienter 

ist die Energieversorgung. Daher bietet sich eine solche Festlegung vor allem bei 

Baugebieten mit einer einheitlichen oder gar gebundenen Bauweise, wie einer 

Reihenhaussiedlung, an.132 Mit dieser Festsetzung ist allerdings kein Anschluss- 

und Benutzungszwang (ABZ) für die ansässige Bevölkerung verbunden. Viel eher 

kann damit eine Standortsicherung für Strom und Wärme aus erneuerbaren 

Energien bezweckt werden.133 Die Festsetzung der Versorgungsflächen entfaltet 

allerdings nur ihren Nutzen, wenn die oben genannten Anlagen und Einrichtungen 

auch realisiert werden. Zur Unterstützung bei der Umsetzung sind die in Kapitel 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

 

 

 
 

 

128 DIfU (2017): Klimaschutz in der verbindlichen Bauleitplanung“, S. 22, f. 
129 Siehe Kapitel B.Ⅱ.2b). 
130 Dr. Zengerling (2017): Rechtsgutachten „Integration von Elektromobilität in Neubau und  

Bestand“, S. 14 f. 
131 Kupke/ Falke (2019): Klimaschutzbezogene Festsetzungen in Bauleitplänen, S. 237, f. 
132 Verbandsgemeinde Sprendlingen-Gensingen (2020): Klimaschutz und Klimaanpassung in der 

Bauleitplanung der Verbandsgemeinde Sprendlingen-Gensingen, S. 6. 
133 Kupke/ Falke (2019): Klimaschutzbezogene Festsetzungen in Bauleitplänen, S. 237, f. 
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B.I.3b) und B.Ⅱ.3b) aufgeführten Maßnahmen des KSP 2030 und IEKK im Bereich 

der Energieversorgung für Kommunen interessant.  

4. Ermöglichung des Einsatzes erneuerbarer Energien  

 

Die Festsetzungsmöglichkeit des § 9 Abs. 1 Nr. 23b) BauGB stellt eine vorsorgliche 

Maßnahme dar. Sie hat zum Ziel, bauliche Vorkehrungen für die Erzeugung, 

Speicherung und Nutzung von Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energien 

oder KWK an Gebäuden und sonstigen baulichen Anlagen zu treffen. Dabei bezieht 

sich die Regelung auf die Errichtung, also den Neubau, und nicht auf bestehende 

Gebäude oder sonstige bauliche Anlagen. Während größere Um- und Ausbauten 

unter den Begriff der Errichtung subsummiert werden können, sind 

Nutzungsänderungen ohne erhebliche bauliche Veränderungen davon nicht erfasst. 

Mögliche Vorkehrungen können statische Vorgaben für Leitungsschächte, 

Vorgaben zur Dachneigung aber auch bautechnische Maßnahmen wie die 

Installation solcher Anlagen darstellen. Zwar ist eine Betriebspflicht dieser Anlagen 

mithilfe dieser Festsetzung nicht möglich, allerdings kann hierfür unter bestimmten 

Voraussetzungen ein Städtebaulicher Vertrag (siehe Kapitel C.Ⅲ) oder ein 

Anschluss- und Benutzungszwang (siehe Kapitel C.Ⅵ) Abhilfe schaffen.134 In 

einer vom Deutschen Institut für Urbanistik im Jahre 2014 durchgeführten 

Untersuchung haben lediglich zwei von zehn größeren Städten Festsetzungen nach 

§ 9 Abs. 1 Nr. 23b in Bebauungsplänen eingesetzt.135 Demnach gibt es noch 

erhebliches Steigerungspotential bei der Verwendung dieser 

Festsetzungsmöglichkeit. Zum Einsatz dieser Festsetzungsmöglichkeit dient das 

Musterbeispiel in der Anlage 7. 

5. Grünflächen  

 

Um klimaschädliches CO2 zu binden sowie Kalt- und Frischluftschneisen zu 

bilden136, können unter anderem Grünflächen nach § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB 

festgesetzt werden. Das können beispielsweise Parkanlagen, Kleingärten, Sport- 

und Spielplätze oder auch eine Straßenrandbegrünung sein, die allerdings nicht 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

 

 

 
 

 

134 Battis/Krautzberger/Löhr/Mitschang/Reidt (2019): BauGB § 9, Rn. 133-138. 
135 DIfU (2017): Klimaschutz in der verb. Bauleitplanung, S.23. 
136 Spannowsky/Baumann, in: Spannowsky/Uechtritz, § 9 BauGB, Rn. 60. 
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zwingend überwiegend begrünt sein müssen. Dabei können auf Privatgrundstücken 

nicht nur private Grünflächen, sondern ebenso öffentliche Grünflächen festgesetzt 

werden. Dies stellt allerdings im Hinblick auf den Schutz des Eigentums in Art. 14 

GG für den Eigentümer eine nicht unerhebliche Einschränkung dar.137 Ein 

Beschluss des BVerfGE macht deutlich, dass eine solche Festsetzung nur unter 

größtmöglicher Schonung privater Flächen beschlossen und gegebenenfalls einen 

Lastenausgleich geprüft werden sollte.138  

6. Flächen für das Anpflanzen und Bindungen für Bepflanzungen 

 

Neben der Festsetzung von Grünflächen ist es nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB als 

Maßnahme zur Begrünung möglich, das Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern 

und sonstigen Bepflanzungen auf Flächen oder auf Teilen baulicher Anlagen sowie 

die Bindung von Bepflanzungen festzusetzen. Die Bindung von Bepflanzungen hat 

die Funktion, dass die Anpflanzungen auch langfristig erhalten bleiben und nicht 

nach wenigen Jahren wieder entfernt werden. Doch auch eine zeitlich begrenzte 

Bestandssicherung ist möglich. Sollten dennoch Anpflanzungen entfernt werden, 

können nach dieser Festsetzung Ersatzpflanzungen, falls städtebaulich begründbar, 

verlangt werden. Als sonstige Bepflanzung auf Teilen baulicher Anlagen gilt die 

Dach- und Fassadenbegrünung, die für die nachhaltige Stadtentwicklung eine große 

Rolle spielt.139 Diese bindet CO2, verbessert die Dämmwirkung des Gebäudes und 

schützt das Gebäude vor Erhitzung durch die Absorption von Sonnenenergie.140 Die 

Festsetzungen können nicht nur für Baugrundstücke, sondern auch für sonstige 

Grundstücke getroffen werden. Dabei ist es möglich, die Festsetzung generell für 

alle nicht überbaubaren Grundstücksflächen eines Plangebietes, nicht aber für das 

ganze Gemeindegebiet, zu treffen.141 Entscheidend ist auch, dass ausgehend vom 

Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts vom 24. April 1991 die Möglichkeit 

besteht, bestimmte Pflanzenarten und deren Mischungsverhältnis sowie Dichte der 

Anpflanzung festzulegen.142 Hierbei sollten Kommunen darauf achten, Baumarten 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

 

 

 

 
 

137 Battis/Krautzberger/Löhr/Mitschang/Reidt BauGB § 9 Rn. 82-85. 
138 BVerfGE, 19.12.2002, AZ. 1 BvR 1402/01, Rn. 23. 
139 Battis/Krautzberger/Löhr/Mitschang/Reidt (2019): BauGB § 9, 14. Aufl., Rn. 150-156. 
140 Walsch (2015): Umweltschutz durch Örtliche Bauvorschriften, S. 20. 
141 Battis/Krautzberger/Löhr/Mitschang/Reidt (2019): BauGB § 9, 14. Aufl., Rn. 150-156. 
142 BVerwG, 24.04.1991, Az. 4 NB 24/90. 
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festzusetzen, die hohe CO2-Speicherkapazitäten aufweisen (siehe Anlage 8) und 

gleichzeitig klimaresistent sind. Zur Veranschaulichung befindet sich in der Anlage 

9  ein Beispiel eines Bebauungsplans der Stadt Düren, welcher diese Festsetzungen 

vorbildlich im Sinne des Klimaschutzes umsetzt. Der Vollzug dieser Festsetzungen 

wird den Gemeinden durch das Pflanzgebot des § 178 BauGB ermöglicht. Die 

Grundstückseigentümer werden in der Regel per Bescheid verpflichtet, die 

festgesetzten Bepflanzungen innerhalb einer angemessenen Frist zu realisieren. 

Ebenso möglich ist der Vollzug dieser Festsetzungen durch die Auflage im 

Baugenehmigungsverfahren.143 

7. Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 

und Landschaft 

 

Eine weitere Festsetzungsmöglichkeit, die positiven Einfluss auf das Klima hat, 

sind Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 

Boden, Natur und Landschaft nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB. Maßnahmen stellen 

dabei ein konkretes Tätigwerden, wie beispielsweise die Aufforstung oder 

Rekultivierung144 einer bestimmten Fläche, dar. Diese sind zu treffen, um den 

Tatbestand der Pflege und Entwicklung zu erreichen, wobei die Entwicklung eine 

Veränderung und nicht den bloßen Erhalt eines bestimmten Zustandes meint. Zum 

Schutz von Boden, Natur und Landschaft wird hingegen eher eine Fläche 

festgesetzt. Zielführend ist eine Flächenfestsetzung dann, wenn konkrete 

Maßnahmen erst noch bestimmt werden müssen oder die Flächen von 

unerwünschten Nutzungen wie Bebauung oder Rohstoffabbau gesichert werden 

sollen.145 Wie auch bei den Grünflächen können die Festsetzungen auch für private 

Flächen getroffen werden. Allerdings sind die Eigentümer hierbei nicht zur 

Verwirklichung der festgesetzten Nutzungen verpflichtet, dürfen dessen künftige 

Verwirklichung aber nicht verhindern oder wesentlich erschweren.146 Bei 

festgesetzten Maßnahmen auf privaten Flächen haben die Kommunen allerdings 

darauf zu achten, dass diese auch vollzugsfähig sind. Im Gegensatz zu 

Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB sind Maßnahmen nach § 9 Abs. 1 Nr. 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         
 

 

 

 

 

143 Möller (2019): BauGB § 178, in: Schrödter, Baugesetzbuch 9. Auflage, Rn. 1-7.  
144 EZBK/Söfker (2021): BauGB § 9, 141. EL, Rn. 155-157. 
145 Battis/Krautzberger/Löhr/Mitschang/Reidt (2019): BauGB § 9, 14. Auflage, Rn. 108-116. 
146 Battis/Krautzberger/Löhr/Mitschang/Reidt (2019): BauGB § 9, 14. Auflage, Rn. 108-116. 
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20 BauGB nicht durch das Pflanzgebot des § 178 BauGB  durchzusetzen, sodass 

eine fehlende Umsetzungsbereitschaft wegen mangelnder Vollzugssicherung zur 

Unwirksamkeit führt.147 Selbstverständlich kann diese Umsetzungsbereitschaft 

auch durch Verhandlung mit den Eigentümern der Flächen hergestellt werden. 

Neben der Sicherung des Vollzugs muss die festgesetzte Maßnahme ausreichend 

bestimmt sein. Für den Eigentümer der Privatfläche muss ersichtlich sein, wo genau 

er welche Maßnahme in welcher Art und Weise umzusetzen hat.148 

8. Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
 

Darüber hinaus gibt es noch weitere Festsetzungsmöglichkeiten, die 

klimaschützende Wirkung entfalten können. So besteht nach § 9 Abs. 1 Nr. 23a 

BauGB unter anderem die Möglichkeit, für ein Gebiet festzusetzen, dass Luft 

verunreinigende Stoffe nicht oder nur beschränkt verwendet werden dürfen. Im 

Hinblick auf die Verbrennung von Kohle, Öl und Abfällen zu Heizzwecken wurde 

von dieser Möglichkeit von einigen Kommunen Gebrauch gemacht. Wirklich 

effektiv ist diese Regelung nur bei Neubaugebieten, da bei bestehenden Gebäuden 

die Anlagen unter Bestandsschutz stehen.149 Ohnehin erhalten alte und meist 

klimaschädliche Heizungs- oder Feuerungsanlagen durch Regelungen im 

BImSchG bzw. 1. BImSch-Verordnung150 und im GEG151 je nach Einbaujahr ein 

Betriebsverbot. Auch im Hinblick auf das ab 2026 geltende Verbot von 

Ölheizungen ist diese Festsetzungsmöglichkeit aus klimatischer Sicht als 

nachrangig zu betrachten.152 

9. Flächen für die Abfall- und Abwasserbeseitigung 
 

Des Weiteren können Kommunen vermehrt Flächen für die Abfall- und 

Abwasserbeseitigung nach § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB festsetzen, da in diesem 

Handlungsfeld noch erhebliche Potentiale für den Klimaschutz existieren. 

Beispielsweise das vom Fraunhofer-Institut für Grenzflächen- und 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

 

 

 

 

 

147 Siehe OVG Saarlouis Urt. v. 29. 4. 2010 – 2 C 224/08. 
148 Als Negativbeispiel siehe OVG Saarlouis Urt. v. 26. 2. 2013 – 2 C 424/11, ZfBR 2013, 696 zur 

Anbringung von Fledermauskästen. 
149 Battis/Krautzberger/Löhr/Mitschang/Reidt (2019): BauGB § 9, 14. Auflage, Rn. 125-132. 
150 Siehe §§ 5 i.V.m § 25, § 26 1. BImSchV. 
151 Siehe § 72 Abs. 1 und 2 GEG. 
152 Siehe § 72 Abs. 4 GEG. 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BAUGB&p=178
https://www.igb.fraunhofer.de/
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Bioverfahrenstechnik IGB durchgeführte Demonstrationsvorhaben DEUS 21 hat 

gezeigt, dass dezentrale urbane Wasserinfrastruktursysteme zukunftsfähig sind. 

Durch eine anaerobe Verfahrenstechnik werden die organischen Inhaltsstoffe des 

Abwassers zum größten Teil zu Biogas umgesetzt. Nach den bisherigen 

Erfahrungen liegt die Biogasproduktion bei 40 bis 60 Litern pro Einwohner und 

Tag und ist somit doppelt so hoch wie bei der herkömmlichen Abwasserreinigung 

durch die Schlammfaulung.153 Doch auch die Gewinnung von Wärmeenergie aus 

Abwasser ist energetisch sinnvoll und kann unterstützend mit den 

Förderprogrammen „Klimafreundliche Eigenenergieerzeugung bei Kläranlagen“ 

und „Klimaschutz-Plus“ (siehe Kapitel B.Ⅱ.3b)) realisiert werden.154 In Baden-

Württemberg bestehen bereits 22 Anlagen mit einer Heizleistung von insgesamt 

rund 5,3 MW.155 

10. Planungsschadensansprüche 

 

Besonders bei den bereits bestehenden Gebieten müssen Kommunen bei 

Änderungsplanungen mit Festsetzungen für Versorgungsflächen, für Flächen für 

Abfall- und Abwasserbeseitigung, für Grünflächen und Flächen zum Schutz, zur 

Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft beachten, dass unter 

bestimmten Voraussetzungen eine Entschädigung in Geld oder durch Übernahme 

nach § 39, ff BauGB fällig wird. Konkret ist das nach § 41 Abs. 2 BauGB bei 

Festsetzungen für das Anpflanzen und Bindungen für Bepflanzungen der Fall, wenn 

besondere Aufwendungen notwendig sind, die den Eigentümer spürbar belasten.156 

Infrage kommt eine Entschädigung auch dann, wenn durch diese Festsetzungen die 

Bebaubarkeit des Grundstücks oder sonstige Nutzungsrechte eingeschränkt 

werden.157 Die Voraussetzungen hierfür sind, dass die Festsetzungen zum einen 

ausschließlich fremdnützig sind und zum anderen einen Vermögensnachteil 

herbeiführen. Als Beispiel dient das Urteil des Landgerichts Stuttgart vom 

14.01.2009 (Az. 50 O 21/07 Baul), bei der eine öffentliche Grünfläche auf einem 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

 

 

 

 

 

153 Fraunhofer-Institut für Grenzflächen- und Bioverfahrenstechnik IGB (o.J.): DEUS 21: 

Dezentrale urbane Wasserinfrastruktursysteme – Anaerobe Abwasserreinigung im 

Demonstrationsvorhaben in Knittlingen. 
154 Umweltministerium BW (o.J.): Energie aus Abwasser. 
155 Umweltministerium BW (2020): Statusbericht kommunaler Klimaschutz in BW, S. 133. 
156 BeckOK BauGB/Hoffmann (2021): BauGB § 41, 52. Ed., Rn. 29-30.1. 
157 BeckOK BauGB/Hoffmann (2021): BauGB § 41, 52. Ed., Rn. 1-3. 

https://www.igb.fraunhofer.de/
https://www.igb.fraunhofer.de/
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Privatgrundstück festgesetzt und damit dem Eigentümer die Nutzung der 

Grundstücke als Bauland entzogen wurde. 

Ⅱ.  Örtliche Bauvorschriften 

 

Um die örtlichen Besonderheiten in der Bauleitplanung zu berücksichtigen, haben 

Kommunen durch die Selbstverwaltungsgarantie die Möglichkeit, örtliche 

Bauvorschriften (ÖBV) für bestimmte bebaute oder unbebaute Teile des 

Gemeindegebiets im Rahmen einer Satzung zu beschließen. Durch § 74 Abs. 7 Nr. 

1 LBO ist es den Kommunen möglich, die ÖBV gemeinsam mit dem 

Bebauungsplan zu erlassen, wovon regelmäßig Gebrauch gemacht wird. Auch 

enthält § 74 LBO in den Absätzen 1 bis 4 Rahmenvorgaben für mögliche Inhalte 

der Satzung. Ansonsten besitzen die Gemeinden im Rahmen der gesetzlichen 

Regelungen einen weiten Satzungsspielraum. Dabei ist es jedoch stets notwendig, 

eine Abwägung zwischen dem Zweck der ÖBV und den Interessen der privaten 

Eigentümer vorzunehmen, wobei vor allem die Eigentumsgarantie des Art. 14 Abs. 

1 GG und der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz beachtet werden müssen.158 Zwar  

sind ÖBV primär dazu da, gestalterische  Zielsetzungen zu verwirklichen, aber  

auch  klimapolitische  Ziele können dadurch erreicht werden.159 Besonders relevant 

ist hierfür § 74 Abs. 1 LBO, der die Vorgabe von Anforderungen an die äußere 

Gestaltung baulicher Anlagen seitens der Gemeinden ermöglicht. Die Gemeinde 

kann die Fassaden- und Dachgestaltung hinsichtlich Form, Neigung, Farben, 

Beläge, Dacheinschnitte und Ähnliches vorgeben.160 Die Dachneigung sollte 

bestenfalls um die 30 Grad liegen, um die Solarenergie durch PV-Anlagen optimal 

nutzen zu können. Hinsichtlich der Dachform bieten sich Flachdächer und 

Satteldächer an, da diese eine möglichst gleichmäßige Fläche besitzen. Wie bereits 

in Kapitel C.I.1)  erwähnt, sind Flachdächer energetisch am sinnvollsten. Der 

optimale Winkel für PV-Anlagen lässt sich durch Aufständerungen erreichen, die 

ohne Probleme in Kombination mit einer Dachbegrünung koexistieren können 

(siehe bspw. Anlage 10).161 Die Farbauswahl der Dächer hat neben den ästhetischen 

Auswirkungen auf das Ortsbild ebenfalls Einfluss auf den energetischen Zustand. 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         
 

 

 

 

 

158 BeckOK BauordnungsR BW/Balensiefen (2019): BW LBO § 74, 17. Ed., Rn. 1-172.1. 
159 Kupke/ Falke (2019): Klimaschutzbezogene Festsetzungen in Bauleitplänen, S. 238. 
160 BeckOK BauordnungsR BW/Balensiefen (2019): BW LBO § 74, 17. Ed., Rn. 1-172.1. 
161 Wulf (2021): Solar und Dachneigung, in: www.Solaranlagen-Portal.com. 
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Hierbei empfiehlt es sich dunkle Farben auszuschließen, da diese im Gegensatz zu 

helleren Farben das Sonnenlicht mehr absorbieren und weniger reflektieren. Diese 

zusätzliche Wärmeenergie führt in heißen Sommern dazu, dass vermehrt 

Klimaanlagen mit hohem Stromverbrauch genutzt werden und die Hitzebelastung 

in den Kommunen steigt.162 Ähnlich wie bei der Festsetzung von Flächen für das 

Anpflanzen und Bindungen für Bepflanzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB 

können im Rahmen der ÖBV auch Anforderungen an die Begrünung von baulichen 

Anlagen oder unbebaute Flächen gestellt werden. Vorteilig gegenüber einer 

Festsetzung im Bebauungsplan ist, dass neben Bepflanzungsgeboten auch 

Bepflanzungsverbote gemacht werden können. Das scheint im ersten Blick zwar 

nachteilig für den Klimaschutz zu sein, im Einzelfall kann dadurch aber die 

Verschattung von Solarenergieanlagen durch Bäume verhindert werden.163  

Als Beitrag zur Mobilitätswende können Kommunen durch Satzung ebenso 

Einfluss auf die Stellplatzsituation nehmen. Nach § 74 Abs. 2 Nr. 3 LBO  können 

Kommunen die Herstellung von Stellplätzen und Garagen einschränken oder gar 

untersagen. Indem der private Stellplatzbau reduziert und gleichzeitig die Kosten 

für Bewohnerparkplätze und öffentliche Parkplätze erhöht werden bzw. überhaupt 

kostenpflichtig werden, verringert sich der Kraftfahrzeugverkehr. Das Maß dieser 

Beschränkung sollte immer davon abhängen, ob es sich um ein Gebiet im 

ländlichen Raum oder um einen Innenstadtbereich mit guter ÖPNV-Anbindung 

handelt. Sicherlich führt eine solche Einschränkung vorerst zu einer enormen 

Verdichtung des öffentlichen Straßenraums und zu Protesten in der Bürgerschaft. 

Langfristig jedoch dürfte es durchaus möglich sein, dass die Bürgerschaft aus 

wirtschaftlichen Gründen vermehrt Fahrrad und ÖPNV nutzen wird und diesen 

Umstieg auch weitgehend akzeptiert. Zu dieser Entwicklung können die 

Kommunen auch durch die in § 74 Abs. 2 Nr. 6 LBO aufgeführte Möglichkeit 

beitragen, indem sie die Zahl und Beschaffenheit der Fahrradabstellplätze regeln.164 

Wie diese beiden Möglichkeiten des § 74 Abs. 2 LBO im Sinne des Klimaschutzes 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

 

 

 
 

 

162 Koos (2010): Schwarze Fassaden, in: Malerblatt 05/2010. 
163 Walsch (2015): Umweltschutz durch Örtliche Bauvorschriften, S. 21. 
164 Walsch (2015): Umweltschutz durch Örtliche Bauvorschriften, S. 22, ff. 
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konkret ausgestaltet sein können, zeigt das in Anlage 11 befindliche Beispiel eines 

Bebauungsplans der Stadt Karlsruhe. 

Ⅲ. Städtebauliche Verträge 

 

Das Instrument der Städtebaulichen Verträge (SBV) stellt eine vertragliche 

Vereinbarung zwischen einer Kommune und einem Vorhabenträger im Einzelfall 

dar und entspricht somit nicht der Definition eines Rechtsetzungsinstruments. 

Dennoch wird der SBV in diesem Zuge behandelt, da er als Alternative zur 

Festsetzung im Bebauungsplan dient und für die Kommunen von großer Bedeutung 

ist. Der SBV ist in § 11 BauGB geregelt und dient der „Durchführung und 

Vorbereitung städtebaulicher Maßnahmen nach dem Baugesetzbuch.“165 Mit 

diesem Instrument  können unter anderem die Festsetzungsmöglichkeiten eines 

Bebauungsplans, die grundsätzlich einer Rechtsgrundlage bedürfen, umgangen 

werden.166 Der entscheidende Vorteil  des SBV ist, dass der vertragliche 

Gestaltungsspielraum der Gemeinde weiter reicht als die hoheitlichen 

Regelungsbefugnisse der Gemeinde in Form von Satzungen oder 

Verwaltungsakten. Letztere sind durch die einseitige Entscheidung der Kommune 

ohnehin streitanfällig, während eine vertragliche Einigung im Rahmen eines SBV 

viel eher von privaten Bauträgern, Grundstückseigentümern oder Investoren 

akzeptiert wird. Im Normalfall verfügen die Kommunen über die stärkeren 

Druckmittel, da die Bauleitplanung, beispielweise die Entscheidung, ein neues 

Baugebiet auszuweisen, den Kommunen obliegen.167 Dem Vertragspartner der 

Kommunen wird die Schaffung der baurechtlichen Voraussetzungen zwar nicht als 

Gegenleistung zugesichert, sie stellt jedoch in der Regel eine konkludente 

Wirksamkeitsvoraussetzung für den Vertrag dar. Allerdings gibt § 11 Abs. 2 Satz 1 

BauGB vor, dass die vereinbarten Leistungen den gesamten Umständen nach 

angemessen sein müssen.168 § 11 Abs. 1 BauGB führt die wichtigsten Fallgruppen 

für SBV auf. Abschließend ist diese Auflistung aber nicht. Soweit keine öffentlich-

rechtlichen Normen oder Rechtsgrundsätze entgegenstehen, dürfen Kommunen 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         
 

 

 

 

 

165 Bröll (o.J.): Der städtebauliche Vertrag: Möglichkeiten und Grenzen / 1 Allgemeines. 
166 Walker (o.J): Rechtliche Gestaltung: Der öffentliche Vertrag am Bsp. des SBV. 
167 Bröll (o.J.): Der städtebauliche Vertrag: Möglichkeiten und Grenzen / 1 Allgemeines.  
168 Walker (o.J): Rechtliche Gestaltung: Der öffentliche Vertrag am Bsp. des SBV. 
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auch für Zwecke des Klimaschutzes SBV abschließen. Voraussetzung hierfür ist 

das Vorliegen eines rechtmäßigen öffentlichen Interesses sowie eines 

bodenrechtlichen Bezuges.169 Kommunen könnten mit einem privaten Bauträger im 

Rahmen eines städtebaulichen Vertrages beispielsweise folgende 

klimaschutzrelevanten Verpflichtungen vereinbaren: Den Anschluss an ein 

bestehendes Wärmenetz, den Einbau von solarthermischen Anlagen, die Nutzung 

von Dachflächen zur Stromerzeugung aus solarer Strahlungsenergie oder die 

Einhaltung von Energieeffizienzhaus-Standards, welche die Anforderungen des 

GEG übersteigt.170 

In der Praxis handelt es sich oft um energetische Modell-bzw.  Vorzeigevorhaben, 

die individuell im Einzelfall betrachtet werden. Ob es im Rahmen einer solchen 

Vereinbarung zu klimaschutzrelevanten Verpflichtungen kommt, hängt 

maßgeblich davon ab, inwieweit sowohl  die Vorhabenträger als auch die 

kommunalpolitischen Entscheidungsträger für das Thema Klimaschutz 

sensibilisiert und von dessen Notwendigkeit überzeugt sind. 171  Um die privaten 

Bauwilligen von klimaschutzrelevanten Verpflichtungen zu überzeugen, sind 

erfahrungsgemäß Informations- und Beratungsangebote hilfreich. Langfristige 

Einsparmöglichkeiten oder die Nutzung von Fördertöpfen sind dabei entscheidende 

Argumente.172 Nur eine geringere Anzahl an Städten folgt bisher einer durch 

Gemeinderatsbeschluss festgelegten generellen Richtlinie, die als Maßstab für die 

Aushandlung städtebaulicher Verträge gilt.173   

Alles in allem ist der SBV für die Kommunen ein sinnvolles Instrument zur 

Durchsetzung von Klimaschutzmaßnahmen, vor allem wenn die Möglichkeiten der 

Festsetzungen im Bebauungsplan für einen bestimmten Zweck ausgeschöpft sind. 

Doch wie auch bei den Festsetzungen im Bebauungsplan gilt, dass die Kommune 

die Einhaltung der Vertragspflichten im Rahmen eines Controllings überprüfen 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         
 

 

 

 

 

169 Nieße/ Habermann-Nieße (2021): Städtebaulicher Vertrag, in: Niedersächsische Initiative für 

Klimaschutz in der Siedlungsentwicklung. 
170 Kahl (2010): Klimaschutz durch die Kommunen – Möglichkeiten und Grenzen, in: ZUR 

9/2010, S. 397. 
171 DIfU (2017): Klimaschutz in der verb. Bauleitplanung, S. 7. 
172 DIfU (2017): Klimaschutz in der verb. Bauleitplanung, S. 8. 
173 DIfU (2017): Klimaschutz in der verb. Bauleitplanung, S. 7. 
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muss, um den Erfolg der Maßnahme zu gewährleisten. Auch die Vereinbarung von 

Vertragsstrafen entfaltet nur ihre Wirkung, wenn Vertragsbrüche festgestellt und 

gerügt werden.174  

Ⅳ. Vorhabenbezogene Bebauungspläne 

 

Ein Spezialfall des SBV ist der in § 12 BauGB geregelte vorhabenbezogene 

Bebauungsplan. Während SBV häufig durch Initiative der Kommunen zustande 

kommen, entstehen vorhabenbezogene Bebauungspläne meist auf Anfrage von 

privaten Bauträger oder Investoren. Der Vorhabenträger erarbeitet mithilfe des 

Vorhaben- und Erschließungsplans die städtebauliche Planung der meist bereits in 

seinem Eigentum befindlichen Grundstücke. Durch einen Durchführungsvertrag 

verpflichtet er sich vertraglich zu dessen Verwirklichung innerhalb einer 

bestimmten Frist und zur vollständigen oder anteiligen Übernahme der Planungs- 

und Erschließungskosten. Vorteil für den Vorhabenträger ist, dass er sich nicht an 

die Festsetzungen des § 9 BauGB und die Gebietstypen nach der BauNVO richten 

muss und somit besondere Gestaltungsmöglichkeiten, die allerdings insbesondere 

im Rahmen des § 1 BauGB bleiben müssen, besitzt. Letztendlich muss der 

Vorhaben- und Erschließungsplan aber den gemeindlichen Vorstellungen 

entsprechen, denn die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans wird 

als Satzung im Gemeinderat beschlossen.175 Der Vorteil gegenüber einem 

klassischen Bebauungsplan verknüpft mit einem SBV ist die „Reduzierung des 

Abwägungsmaterials (…), die vollzugsorientierte Klarstellung der 

Mitverantwortung des Vorhabenträgers (…) [und die] deutlich präzisere 

planerische Feinsteuerung.“176 Auch wenn der vorhabenbezogene Bebauungsplan 

eher durch Initiative des Vorhabenträgers entsteht, sollten Kommunen den 

Vorhabenträgern geeignet erscheinende Flächen mit der Voraussetzung einer 

klimaverträglichen Ausgestaltung proaktiv anbieten oder ein von ihr angestrebtes 

klimaverträgliches Projekt zum Umsetzung ausschreiben.177 Der Auszug aus einem 

Musterdurchführungsvertrag in der Anlage 12 soll Anregung geben, welche 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         
 

 
 

 

 

174 DIfU (2017): Klimaschutz in der verb. Bauleitplanung, S. 8, f.  
175 Krautzberger (2007): Städtebauliche Verträge in der praktischen Bewährung, S. 7,ff. 
176 Burmeister (2003): Der städtebauliche Vertrag als rechtliches Instrument der Kooperation mit 

Privaten bei der Baulandentwicklung und -erschließung, S. 276. 
177 Krautzberger (2007): Städtebauliche Verträge in der praktischen Bewährung, S. 8. 
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konkreten klimaschutzfördernden Regelungen die Kommunen in einem solchen 

Vertrag treffen können. 

Ⅴ. Grundstückskaufverträge 

 

Eine weitere vertragliche Handlungsmöglichkeit, besonders im Hinblick auf 

Neubaugebiete, bietet der Grundstückskaufvertrag. Ist die Kommune Eigentümerin 

und veräußert Grundstücke, kann sie die Umsetzung von klimaschützenden 

Maßnahmen als Teil der Gegenleistung fordern. Ein prominentes Beispiel ist die 

faktische Photovoltaikpflicht bei Neubauten der Stadt Tübingen. Wenn sich 

Baugrundstücke nicht schon im Eigentum der Stadt befinden, erwirbt die Stadt die 

Flächen als Zwischenhändler. Im Kaufvertrag mit dem tatsächlichen Bauträger 

wird dieser dazu verpflichtet, eine Photovoltaikanlage zu installieren, solange der 

Aufwand verhältnismäßig ist. Die Pflicht kommt nicht zum Tragen, wenn das Haus 

beispielsweise aufgrund der Dachneigung oder Ausrichtung für Solarnutzung 

ungeeignet ist. Für den Fall, dass ein Bauträger die Investition nicht finanziell nicht 

stemmen kann, bietet die Stadt außerdem ein Pachtmodell an, bei dem die 

Installation der Anlage von den Stadtwerken übernommen wird. Die dadurch 

entstehenden Kosten werden über die Stromrechnung auf den 

Grundstückseigentümer umgelegt.178 Tübingen war allerdings nicht die erste Stadt 

mit dieser Idee, denn die Stadt Waiblingen verfolgt seit 2006 einen ähnlichen 

Ansatz. Allerdings dienen deren Grundstückskaufverträge lediglich zur rechtlichen 

Absicherung, denn die Pflicht wurde in den Bebauungsplänen durch die 

Festsetzung des § 9 Abs. 1 Nr. 23 b) BauGB (siehe Kapitel C.I.4) verankert. 

Gescheitert ist hingegen die Idee eine Solarpflicht durch Satzung festschreiben. 

Eine solche Satzung musste die Stadt Marburg 2010 aufgrund von Klagen 

aufheben.179 Die Ausgestaltung der Solarpflicht im Bebauungsplan und im 

Grundstückskaufvertrag kann am Beispiel der Stadt Waiblingen aus der Anlage 7 

entnommen werden. 

 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

 
 

 

 

 

178 Keck (2018): Tübingen schreibt Bauherren Solardächer vor, in: Stuttgarter Zeitung. 
179 Frankfurter Rundschau (2010): Marburg - Solarpflicht scheitert vor Gericht. 
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Ⅵ. Anschluss- und Benutzungszwang 

 

Wie anhand der Kapitel B.I.3b) und B.Ⅱ.3b) unter „Handlungsfeld 

Energieversorgung“ deutlich wurde, sind die Kommunen durch ihre Stadtwerke in 

der Lage, klimafreundliche Anlagen zur Strom- oder Wärmeversorgung zu bauen 

und die erneuerbaren Energien entscheidend zu fördern. Das ist allerdings nur 

wirtschaftlich, wenn dieser klimafreundliche Strom bzw. Wärme in der Realität 

auch von den Privathaushalten und Unternehmen bezogen und verbraucht wird. 

Denn grundsätzlich ist es jedem freigestellt zu entscheiden, von welchem Anbieter  

Strom oder Wärme bezogen wird. Damit sich Investitionen in klimafreundliche 

Anlagen wie zum Beispiel eine moderne KWK-Anlage lohnen, muss die Nachfrage 

gesichert sein. Das Instrument des ABZ bietet den Kommunen genau diese 

Möglichkeit.180  

Durch den ABZ ist der Grundstückseigentümer verpflichtet, sein Grundstück an 

eine öffentliche Einrichtung auf eigene Kosten herzustellen und anschließend zu 

nutzen, wodurch eine Benutzung anderer vergleichbarer Einrichtungen 

ausgeschlossen ist.181 Der ABZ kann sowohl vertraglich als Bestandteil eines SBV 

festgelegt werden oder durch den Beschluss einer kommunalen Satzung erfolgen. 

Rechtsgrundlage für die satzungsrechtliche Regelung ist § 11 Abs. 1 der 

Gemeindeordnung BW (GemO BW), der für einen Anschlusszwang an eine 

Versorgungseinrichtung für Nah- und Fernwärme lediglich ein öffentliches 

Interesse voraussetzt. Sowohl die GemO BW als auch § 109 GEG hebt den Klima- 

und Ressourcenschutz als ausreichendes Kriterium für das öffentliche Interesse 

hervor.  

Das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig hat durch ein Urteil aus dem Jahre 2016 

(Urt. v. 08.09.2016, Az. 10 CN 1.15) den kommunalen ABZ aus Gründen des 

globalen Klimaschutzes entscheidend erleichtert. Geklagt hatte eine 

Wohnungsbaugesellschaft, die im konkreten Fall Vorteile für den Klimaschutz 

bestritt. Laut dem Oberverwaltungsgericht habe die Gemeinde es im Rahmen der 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

 

 

 
 

 

180 Umweltbundesamt (2012): Klimaschutz in der räumlichen Planung, S. 32.  
181 Rödl & Partner (2020): Renaissance des Anschluss- und Benutzungszwangs im Bereich der 

Fernwärmeversorgung. 
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Begründung des öffentlichen Interesses unterlassen, den erforderlichen 

gutachtlichen Vergleich der prognostizierten THG-Emissionen mit und ohne 

Anschlusszwang an die Fernwärmeversorgung durchzuführen. Das 

Bundesverwaltungsgericht korrigierte anschließend die Entscheidung. Solange die 

Fernwärmeversorgungseinrichtung zu einem wesentlichen Anteil mit erneuerbaren 

Energien oder zu mindestens 50 Prozent mit Abwärme oder KWK betrieben wird, 

gilt die generelle Vermutung, dass der ABZ dem Klima- und Ressourcenschutz 

dient.182 

Das Instrument des ABZ scheint nur von wenigen Kommunen zur Förderung des 

Klimaschutzes genutzt zu werden, wobei dazu keine repräsentativen Daten 

vorliegen.183 Ein Grund dafür könnte der damit häufig einhergehende Unmut und 

Widerstand der privaten Bauherren sein, die den vergleichsweise hohen 

Baukostenzuschuss solcher Anlagen beklagen und sich durch den Ausschluss von 

anderen Heizungssystemen oder Versorgungsunternehmen in ihrer 

Entscheidungsfreiheit beraubt fühlen.184 

Ⅶ. Kommunale Förderprogramme 

Kommunen können im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung von ihrem 

Aufgabenfindungsrecht Gebrauch machen und „in den Grenzen ihrer 

Leistungsfähigkeit“185 auch Förderprogramme für klimaschützende Maßnahmen 

bereitstellen. Über den Inhalt dieser Förderprogramme können die Kommunen frei 

entscheiden. Einen Katalog für solche Förderprogramme gibt es nicht, jedoch kann 

als Musterbeispiel die Stadt Friedrichshafen herangezogen werden. Friedrichshafen 

fördert durch das Programm „Klimaschutz durch Energiesparen“ die Nutzung von 

erneuerbaren Energien und Elektromobilität. Förderfähig sind dabei investive 

Maßnahmen zur Wärmedämmung, für Heizungsanlagen (mit Holz, Wärmepumpe, 

KWK oder BHKW), für Solarthermieanlagen, für Effizienz- und Passivhäuser, für 

Eigenstrom-Nutzung mit Speicherung und für Elektroroller sowie E-Lastenräder, 

solange diese mit Ökostrom geladen werden. Die Stadt Friedrichshafen erfüllt 
                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         
 

 

 

 

 

182 Ekardt (2016): Fernwärme für den globalen Klimaschutz, in: Legal Tribune Online. 
183 DIfU (2017): Klimaschutz in der verb. Bauleitplanung, S.29.   
184 DIfU (2017): Klimaschutz in der verb. Bauleitplanung, S.27.   
185 § 10 Abs. 2 S. 1 GemO BW. 
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vorbildhaft die Rolle als Promoterin und Beraterin für den Klimaschutz, indem sie 

eine fachkundige Energieberatung als Fördervoraussetzung vorschreibt. Diese kann 

kostenlos durch die regionale Energieagentur oder mit Bezuschussung durch einen 

Energie-Fachberater durchgeführt werden.186 Mit diesem Förderprogramm wurden 

seit 1998 zwei Millionen Euro an Zuschüssen ausbezahlt und dadurch 90 Millionen 

Euro an privaten Investitionen gefördert, was eine CO2-Reduktion von knapp 9.000 

Tonnen pro Jahr bedeutet.187 Außerdem fördert die Stadt Friedrichshafen 

Maßnahmen im  Bereich der Dach- und Fassadenbegrünung durch das 

Förderprogramm „Mehr Natur in Friedrichshafen“. Beides kann mit 90 Prozent der 

Aufwendungen gefördert werden, wobei die Fördersumme durch einen 

Höchstbetrag von 2.000,- Euro (Dachbegrünung) und 1.000,- Euro 

(Fassadenbegrünung) gedeckelt ist. Die Dachbegrünung kann sowohl auf 

Neubauten als auch Bestandsbauten durchgeführt werden und muss eine 

Mindestfläche von 15 qm² umfassen. Bei der Fassadenbegrünung sind die Pflanzen 

und Gehölze durch eine Empfehlungsliste sowie einem Mindestvolumen von 4 m² 

für das durchwurzelte Bodensubstrat vorgeschrieben.188 Ein solches 

Förderprogramm hat entscheidende Vorteile gegenüber einer Festsetzung von 

Flächen für das Anpflanzen und Bindungen für Bepflanzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 

25 BauGB. Zum einen sorgen der freiwillige Charakter und die umfangreiche 

Kostenbeteiligung  für mehr Akzeptanz in der Bürgerschaft. Zum anderen ist eine 

Förderung auch flächendeckender, da Gebiete ohne Bebauungsplan oder 

Bestandgebiete ohne Planänderungsbestrebungen davon erfasst sind. Auf der 

anderen Seite muss aber auch betont werden, dass nicht jede Kommune über diese 

finanziellen Kapazitäten verfügt, um ein solches Förderprogramm bereitstellen zu 

können. 

 

 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         
 

 

 

 

 

186 Stadt Friedrichshafen (2021): Förderrichtlinien Klimaschutz durch Energiesparen. 
187 Stadt Friedrichshafen (2021): Förderprogramm Klimaschutz durch Energiesparen. 
188 Stadt Friedrichshafen (2019): Förderprogramm „Mehr Natur in Friedrichshafen“ Richtlinie zur 

Förderung der biologischen Vielfalt im Stadtgebiet. 
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D. Zusammenführung der Ergebnisse und Diskussion 
 

Ⅰ. Rechtliche Rahmenbedingungen für kommunalen Klimaschutz 

 

Das KSG und die Landesklimaschutzgesetze stecken den Rahmen für die deutsche 

Klimapolitik ab. Betrachtet man das KSG aus dem Blickwinkel der Kommunen, so 

fällt auf, dass diese trotz ihrer wichtigen Rolle beim Klimaschutz kaum in den Blick 

und in die Verantwortung genommen werden. Auch wenn Pflichten häufig als 

Belastung wahrgenommen werden, können sie den Kommunen bei zielführender 

Ausgestaltung mehr Sicherheit und Durchsetzungsstärke beim Klimaschutz geben.  

Den Kommunen wird jedoch durch das KSG nur die Erfüllung der Vorbildfunktion 

vorgeschrieben. Die einzige Pflicht, die damit einhergeht, liegt in der 

Berücksichtigung des KSG und dessen Ziele bei Planungen und Entscheidungen im 

Rahmen von Vollzugsaufgaben des Bundesrechts. Wann das 

Berücksichtigungsgebot als erfüllt anzusehen ist und wer diese Pflicht kontrolliert, 

bleibt unklar. Immerhin legt das Land BW im KSG BW darüber hinaus etwas 

konkretere Pflichten wie die Erfassung der Energieverbräuche, die Aufstellung von 

Wärmeplänen und die Aufstellung von PV-Anlagen auf Gebäuden sowie offenen 

Parkplätzen fest. Über den damit geschaffenen Mehrwert für den Klimaschutz kann 

aufgrund fehlender Daten zum aktuellen Zeitpunkt noch keine Aussage getätigt 

werden.   

Anstatt klarer Anweisungen und Mindestanforderungen müssen sich die 

Kommunen in BW mit dem KSP 2030 und dem IEKK auseinandersetzen. Diese 

zwei Maßnahmenprogramme, bestehend aus insgesamt 262 Seiten, sind gefüllt mit 

Unterstützungsbekundungen, Förderprogrammen und Partizipationsmöglichkeiten  

in Bündnissen oder Netzwerken. Aufgrund der darin enthaltenen umfangreichen 

Unterstützung sehen Bund und Länder ihren Teil der Arbeit als getan an und 

erwarten von den Kommunen die effektive und zeitnahe Umsetzung der im KSP 

2030 und IEKK formulierten Maßnahmen und Ziele.  

Diesen Erwartungen gerecht zu werden, ist für die Kommunen äußerst schwer.  Die 

Kommunen müssen vorerst filtern, welche der im KSP 2030 und IEKK enthaltenen 

Maßnahmen und Möglichkeiten sie überhaupt betreffen und ob diese auch im 
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Einzelfall umsetzbar sind. Die vielen Förderungen, Beratungseinrichtungen und 

Netzwerke führen eher zu einer Überforderung der kommunalen 

Entscheidungsträger. Laut Förderdatenbank (Stand Juni 2021) sind die Kommunen 

in BW im Bereich des Klimaschutzes bei 29 Förderprogrammen des Bundes und 

14 Förderprogrammen des Landes antragsberechtigt. Doch auch wenn diese 

Unterstützung einfach und großzügig klingt, sind die Förderprogramme häufig sehr 

detailliert und vielschichtig ausgestaltet (siehe Kapitel B.I.3b) und B.Ⅱ.3b)) und 

decken eben nur einen Teil der Finanzierung ab. Außerdem ist die Beantragung und 

Abwicklung mit viel Arbeit verbunden, denn im Vorhinein muss in aller Regel ein 

Gemeinderatsbeschluss für die Beantragung einer Förderung erwirkt werden. Die 

anschließende schriftliche Beantragung erfordert die Zusammenstellung 

bestimmter Informationen und in vielen Fällen die Erstellung eines Konzepts. 

Selbst nach der Bewilligung und Umsetzung der Maßnahme müssen die jeweiligen 

Belege zusammengestellt und eingereicht werden. Teilweise werden die 

Maßnahmen noch einem Monitoring unterzogen.189 Da diese Arbeiten eine Menge 

Zeit und Know-How erfordern, kommen besonders die kleineren Kommunen mit 

ihrem bestehenden Personal und verfügbaren finanziellen Mitteln an ihre Grenzen. 

Das ist mitunter ein Grund, warum der Klimaschutz bei kleineren Kommunen eine 

eher untergeordnete Rolle spielt.190 Der im Jahr 2020 veröffentlichte Statusbericht 

zum kommunalen Klimaschutz in Baden-Württemberg zeigt dies am Beispiel des 

Klimaschutzpaktes, an dem sich kleinere Kommunen laut Datenerhebung 

unterproportional beteiligen.191 Durch die fehlende Verpflichtung entscheiden oft 

persönliche Ansichten der Gemeinderatsmitglieder darüber, ob und mit welcher 

Ernsthaftigkeit Klimaschutz in einer Kommune betrieben wird. Werden 

klimaschützende Maßnahmen als zu teuer oder zu zeitaufwendig erachtet, bleiben 

Kommunen untätig, ohne eine Konsequenz befürchten zu müssen.  

Um dieses Problem zu lösen, spricht sich unter anderem die Partei BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN in Rheinland-Pfalz in ihrem Wahlprogramm dafür aus, den 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         
 

 

 

 

 

189 Siehe hierfür die Zuwendungsvoraussetzungen und Antragsverfahren in den Rechtsgrundlagen 

der Förderprogramme in der Förderdatenbank des BMWi. 
190 Dies wird auch durch geringere Inanspruchnahme von Förderungen deutlich, siehe Anlage 4. 
191 Umweltministerium  BW (2020): Statusbericht kommunaler Klimaschutz in BW, S. 21. 
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Klimaschutz als Pflichtaufgabe der kommunalen Selbstverwaltung zu verankern.192 

Dies wäre denkbar, indem Bund und Länder diese Aufgabe an die Kommunen 

übertragen. Durch die Übertragung einer solch neuen und Kosten verursachenden 

Aufgabe wären die Länder durch das Konnexitätsprinzip zum finanziellen 

Ausgleich verpflichtet.193 Der Bundestag hat zu diesem möglichen Szenario bereits 

2011 eine wissenschaftliche Ausarbeitung erstellen lassen. Diese kommt zu dem 

Schluss, dass die Übertragung der Aufgabe Klimaschutz auf die Kommunen an der 

„der globalen Dimension des Themas“194 scheitert. Maßnahmen, die hingegen 

sowohl dem Klima als auch den Schutz der örtlichen Umwelt zuträglich sind, 

könnten auf die Gemeinden übertragen werden.195 Fallen die Maßnahmen in den 

Zuständigkeitsbereich des Bundes, darunter beispielsweise das 

Immissionsschutzrecht, müssen diese vorerst auf die Länder übertragen werden. 

Die Länder können die ihr übertragenen sowie eigenen Aufgaben prinzipiell durch 

ein formelles Gesetz auf die Kommunen übertragen.196 Dabei muss die Übertragung 

stets auf rechtfertigenden Gründen des Gemeinwohls beruhen und gleichzeitig 

höher gewichtet werden als die dadurch einhergehende Einschränkung des 

Selbstverwaltungsrechts.197 Allerdings dürfte die Übertragung der Aufgabe 

Klimaschutz aufgrund der Komplexität, die sich durch die zahlreichen Teilbereiche 

Naturschutz, Wasserhaushalt, Luftreinhaltung, Abfallwirtschaft, usw. ergibt, 

schwer umzusetzen sein.  

Der einfachere und vermutlich ebenso effektive Weg wäre, die Kommunen im 

Rahmen von Gesetzesänderungen durch den Bundes- und Landesgesetzgeber zu 

einem Mindestmaß an Klimaschutz zu verpflichten. Bund und Länder könnten für 

die Erfüllung dieser Pflichten eine einheitliche Finanzierung mit deutlich 

geringeren bürokratischen Hürden bereitstellen. Ansätze zeigt das 

Klimaschutzgesetz von Nordrhein-Westfalen, das die Kommunen in § 5 Abs. 1 Satz 

2 KSG NRW zur Aufstellung kommunaler Klimaschutzkonzepte verpflichtet. 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

 

 

 

 
 

192 ZEIT ONLINE (2020): Grünen-Programm sieht Klimaschutz als kommunale Pflicht vor. 
193 Siehe bspw. Art. 71 Abs. 3 Landesverfassung BW. 
194 Deutscher Bundestag (2011): Klimaschutz als kommunale Pflichtaufgabe, S. 12. 
195 Deutscher Bundestag (2011): Klimaschutz als kommunale Pflichtaufgabe, S. 1. 
196 Hermes (2018): Art. 84 GG, in: Dreier, Grundgesetz, Rn. 72. 
197 BVerfG, NVwZ 1992, S. 365, f. 
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Vorstellbar wären auch andere Vorgaben, wie das Erreichen einer festgelegten 

THG-Reduktion. 

Ⅱ. Kommunale Rechtsetzung zum Klimaschutz 
 

Im Rahmen dieser Bachelorarbeit wurden auch die Rechtsetzungsinstrumente 

untersucht, die den Kommunen für die Förderung des Klimaschutzes zur Verfügung 

stehen. Dabei wurde deutlich, dass die Kommune in ihrer Rolle als Planerin und 

Reguliererin sowie in der Rolle als Versorgerin über genügend 

Rechtsetzungsmöglichkeiten durch das BauGB, die LBO und die GemO verfügen. 

Einige wenige Städte, darunter die Stadt Freiburg, haben die vorhandenen 

Rechtsetzungsinstrumente bereits etabliert und nutzen diese regelmäßig.198 

Insgesamt werden sie in BW jedoch noch zu selten in der Praxis mit dem Zweck 

des Klimaschutzes eingesetzt. Bei den Festsetzungsmöglichkeiten in 

Bebauungsplänen dürfte der Grund darin liegen, dass Festsetzungen für den 

Klimaschutz von den Bauwilligen meist als Belastung und Einschränkung gesehen 

werden.199 Denn wer möchte schon, dass der Gemeinderat eine öffentliche 

Grünfläche oder die Ausrichtung des Gebäudes auf dem eigenen Grundstück 

festlegt. Selbst wenn die Verwaltung klimaschützende Festsetzungen in einem 

Bebauungsplan vorsieht, entscheidet am Ende der Gemeinderat.  Dieser wiederum 

möchte regelmäßig Streitigkeiten und Entschädigungszahlungen gegenüber der 

Bürgerschaft aus dem Weg gehen und bremst die Verwaltung daher aus. 

Hinsichtlich dieser Problematik muss in der Gesellschaft und auch in der Politik ein 

Umdenken stattfinden. Die Bürgerschaft muss in zumutbarem Umfang auch 

Einschränkungen in Kauf nehmen, denn die verheerenden Folgen des 

Klimawandels können deutlich massivere Einschränkungen nach sich ziehen. 

Unabhängig davon bieten sich für Kommunen besonders SBV und 

klimaschutzorientierte Grundstückskaufverträge an. Dadurch kann die  Kommune 

anders als bei einer hoheitlichen Anordnung mit dem Bauträger auf Augenhöhe 

verhandeln und dadurch viel eher zu einer gütlichen Einigung kommen. 

Finanzstarke Kommunen können außerdem durch kommunale Förderprogramme 

Anreize für klimaschutzfördernde Maßnahmen schaffen. Für die Zukunft können 
                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

 
 

 

 

 

198 DIfU (2017): Klimaschutz in der verb. Bauleitplanung, S. 45. 
199 DIfU (2017): Klimaschutz in der verb. Bauleitplanung, S. 39. 
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Kommunen mit einer weiteren Verbesserung der Rechtsetzungsmöglichkeiten 

rechnen, da sowohl der Bund als auch das Land BW dies in ihren 

Klimaschutzprogrammen zumindest versprechen.200 

E. Handlungsbedarf und Empfehlungen für kommunale 

Entscheidungsträger  
 

Im vorigen Kapitel wurde aufgezeigt, dass sowohl das KSG als auch das KSG BW 

keine Garantie für erfolgreichen Klimaschutz in den Kommunen bietet und 

erheblicher Nachbesserungsbedarf seitens des Gesetzgebers besteht. 

Nichtsdestotrotz sind die Kommunen durch die ihnen zur Verfügung stehenden 

Handlungsmöglichkeiten und Instrumente in der Lage, ihrer Verantwortung in der 

Klimakrise gerecht zu werden. Dieser Handlungsbedarf soll im folgenden 

Abschnitt ermittelt werden. Die notwendigen Handlungsschritte sind als 

Empfehlungen formuliert und richten sich an die kommunalen 

Entscheidungsträger. 

Ⅰ. Klimaschutzmanagement 

 

Ein Problem, mit dem die Kommunen beim Klimaschutz konfrontiert sind, ist der 

bereits in Kapitel D.Ⅰ. angesprochene hohe Aufwand bei der Beantragung von 

Fördermitteln. Die Mitarbeitenden der einzelnen Fachämter sind meist nicht 

speziell für die Akquise von Fördermitteln qualifiziert und müssten diese 

zusätzliche Aufgabe neben ihrer normalen Tätigkeit erledigen. Eine effektive und 

zeitnahe Umsetzung kann daher nicht gewährleistet werden. Unter anderem 

deswegen sollten Kommunen ein Klimaschutzmanagement in ihre Organisation 

integrieren. Ein weiterer Grund liegt in der Komplexität und häufigen 

Wechselwirkungen im Aufgabenbereich des Klimaschutzes, was aus Kapitel B. 

ersichtlich ist. Es bedarf einer Priorisierung, Koordination und Verknüpfung der 

einzelnen Aufgaben, die am ehesten durch eine eigene einheitliche 

Verantwortlichkeit sichergestellt ist. Daher empfiehlt sich für Kommunen das 

Einführen eines Klimaschutzmanagements. Damit setzt die Kommune auch ein 

Zeichen, dass der Klimaschutz nicht als Zusatzaufgabe bei übergebliebenen 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

 
 

 

 

 

200 BMU (2019): Klimaschutzprogramm 2030 der Bundesregierung, S. 90 und Umweltministerium 

BW (2014): IEKK S. 77. 
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zeitlichen und finanziellen Ressourcen, sondern als gefestigtes Aufgabengebiet 

betrachtet wird. Für die Art und Weise der  Einbettung in die Organisationsstruktur 

einer Kommune gibt es kein Erfolgsrezept oder Standard. Dies muss im Einzelfall 

abhängig von Faktoren wie „der Größe der Kommune, den vorhandenen 

Verwaltungsstrukturen sowie den zur Verfügung stehenden personellen und 

finanziellen Ressourcen“201 entschieden werden. Eine Ansiedelung in Fachämtern, 

häufig Bau- oder Umweltämter oder selten auch Stadtplanungsämter, hat den 

Vorteil eines direkten Austauschs mit Kollegen, birgt aber die Gefahr einer 

Bevorzugung dieses Fachbereiches. Eine ämterübergreifende Stabsstelle hingegen 

ermöglicht eine bessere Koordination sowie Durchsetzungsstärke und hebt durch 

die direkte Anbindung an die Verwaltungsspitze die Wichtigkeit des Klimaschutzes 

hervor. Eine Ansiedelung außerhalb der Verwaltung, beispielsweise bei 

kommunalen Unternehmen oder lokalen Energie- und Klimaschutzagenturen, ist 

eher unüblich. Diese Lösung sollte nur für kleinere Kommunen in Frage kommen, 

die nicht über ausreichende Kapazitäten und Kompetenzen verfügen.202 Als 

Leitungsstelle des Klimaschutzmanagements werden vermehrt 

Klimaschutzmanager eingestellt. In Deutschland wurden bereits über 1000 Stellen 

für Klimaschutzmanager geschaffen.203 Zur anteiligen Finanzierung dieser Stellen 

erhalten Kommunen bis Ende 2021 im Rahmen der Kommunalrichtlinie des 

Bundes eine 10-prozentige Erhöhung des regulären Fördersatzes von 65 Prozent, 

im Falle von finanzschwachen Kommunen von 90 Prozent. Nach drei Jahren 

müssen die Kommunen diese Stelle allerdings wieder vollständig selbst 

finanzieren. Voraussetzung der Förderung ist zudem, dass der Klimaschutzmanager 

projektbezogen für die Erstellung und/oder Umsetzung eines 

Klimaschutzkonzeptes eingesetzt wird.204 Dass dies allerdings kein Hemmnis, 

sondern eine sinnvolle Ergänzung darstellt, wird im Folgenden erläutert. 

 

 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         
 

 

 

 

 

201 DIfU (2018): Klimaschutz in Kommunen, S. 29. 
202 DIfU (2018): Klimaschutz in Kommunen, S. 28, ff. 
203 BMU (2021): 100-Prozent-Förderung fürs Klimaschutzmanagement. 
204 BMU (2020): Hinweisblatt fürstrategische Förderschwerpunkte, S. 38, ff. 
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Ⅱ. Klimaschutzkonzept 

 

Um ein strukturiertes und effektives Vorgehen beim Klimaschutz zu gewährleisten, 

sollten die Kommunen außerdem ein Grundsatzkonzept zum Klimaschutz erstellen.  

Dieses sollte einen räumlichen Bezug aufweisen und als informelles Fachkonzept 

mit dem Planungsrecht und der Stadtentwicklungsplanung abgestimmt sein bzw. 

damit korrespondieren. Da die Kommune in den Bereichen Energieeinsparung und 

Energieversorgung eine große Hebelwirkung besitzt, kann darauf ein möglicher 

Schwerpunkt gesetzt werden. Kleineren Kommunen ist hingegen die Aufstellung 

von interkommunalen Klimaleitplänen in Zusammenarbeit mit anderen Kommunen 

zu empfehlen, um Synergieeffekte wie beispielsweise bei der Versorgungsstrategie 

zu nutzen.205 Sobald das Klimaschutzkonzept vom Gemeinderat beschlossen wird, 

dient es der Kommune als Planungs- und Entscheidungsgrundlage. Das Instrument 

der Klimakonzepte war deshalb nicht Teil der kommunalen 

Rechtsetzungsinstrumente, da diese keine Verbindlichkeit im Verhältnis zur 

Bürgerschaft entfalten. Allerdings können die Klimakonzepte als integrativer 

Bestandteil eines Stadtentwicklungsplans die Grundlage für Darstellungen im 

Flächennutzungsplan bilden und somit verwaltungsinterne Verbindlichkeit für 

Stadtteilkonzepte, Bebauungspläne oder SBV entfalten.206 Die fehlende 

Berücksichtigung eines solchen Klimaschutzkonzeptes kann zu einem 

Abwägungsfehler führen, denn § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB schreibt die 

Berücksichtigung klimaschützender Belange in der Bauleitplanung vor. 207 

Für die Erstellung eines solchen Konzepts bietet sich die Förderung der 

Kommunalrichtlinie des Bundesumweltministeriums208 an. Kommunen erhalten 

(Stand Juni 2021) regulär 60 Prozent der förderfähigen Kosten.209 Bei 

finanzschwachen Kommunen werden sogar 90 Prozent der Kosten übernommen. 

Der Ablauf und die Struktur sind allerdings vorgegeben. Zuerst wird eine Ist-

Analyse sowie Energie- und THG-Bilanz durchgeführt, gefolgt von einer 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

 

 

 

 
 

205 UBA (2012): Klimaschutz in der räumlichen Planung, S. 26. 
206 UBA (2012): Klimaschutz in der räumlichen Planung, S. 25, f. 
207 Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger (2010): BauGB § 1, Rn. 174. 
208 Hinweis: Diese Förderung wurde bisher nicht behandelt, da sie sich nicht aus dem KSG ergibt.  
209 BMU (2021): Übersicht „Die Fördermöglichkeiten der Kommunalrichtlinie des 

Bundesumweltministeriums“. 
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Potenzialanalyse. Danach werden THG-Minderungsziele, Strategien und 

priorisierte Handlungsfelder bestimmt. Im Rahmen mehrerer Veranstaltungen 

werden die betroffenen Akteure, darunter Gemeinderat, Interessenverbände, 

Investoren, Energieversorger und Bürgerschaft in die Konzepterstellung mit 

eingebunden und bei der Erstellung des Maßnahmenkatalogs beteiligt. Innerhalb 

der verschiedenen Maßnahmenbereiche sollen dabei Zielkonflikte abgewogen und 

Synergien hergestellt werden. Daraufhin wird zur dauerhaften Verankerung des 

Konzepts in der Kommune eine Verstetigungsstrategie erstellt und Regeln zur 

Wirksamkeitskontrolle der Maßnahmen mittels eines Controlling-Konzepts 

festgelegt. Wie die Berichterstattung und Informationsvermittlung rund um die 

Klimaschutzmaßnahmen erfolgt, soll durch eine Kommunikationsstrategie 

festgehalten werden.210 In einer empirischen Analyse, die den Beitrag von 

Klimaschutzkonzepten zum kommunalen Klimaschutz erforscht, attestiert ihr 

Autor Christian Göpfert die „inhaltlich-fachliche Ausarbeitung des Konzeptes 

durch externe Experten, die Lokalspezifizität der Konzepterarbeitung sowie die 

frühzeitige und breite Beteiligung relevanter Stakeholder sowohl im 

Konzepterstellungsprozess wie auch in der Umsetzung“211 als drei entscheidende 

Erfolgskriterien. Diese Kriterien werden allesamt von der geforderten 

Vorgehensweise der Kommunalrichtlinie erfüllt. Insgesamt kommt Christian 

Göpfert zum Ergebnis, dass Klimaschutzkonzepte zusätzliche Effekte für den  

kommunalen Klimaschutz generieren. Sie stellen allerdings nicht unbedingt ein 

„Innovationspool zusätzlicher lokal- und konzeptspezifischer 

Maßnahmenvorschläge“212 dar, sondern dienen viel eher zur „Initiierung, Katalyse 

und interessenpolitischen Durchsetzung von kommunalen 

Klimaschutzaktivitäten“.213 Damit regt ein solches Konzept wegen der 

kommunikativen Wirkung zur Befassung mit Klimaschutzmaßnahmen an und 

beschleunigt den Prozess der Umsetzung enorm.214  

 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         
 

 
 

 

 

210 BMU (2020): Hinweisblatt für strategische Förderschwerpunkte, S. 29, ff. 
211 Göpfert (2014): Der Beitrag von Klimaschutzkonz. zum kommunalen Klimaschutz, S. 88. 
212 Göpfert (2014): Der Beitrag von Klimaschutzkonzepten zum kommunalen Klimaschutz, S. 87.  
213 Göpfert (2014): Der Beitrag von Klimaschutzkonzepten zum kommunalen Klimaschutz, S. 87. 
214 Göpfert (2014): Der Beitrag von Klimaschutzk. zum kommunalen Klimaschutz, S. 87, ff. 
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Ⅲ. Öffentlichkeitsbeteiligung 

 

Die kommunikative Wirkung entfaltet sich allerdings nur durch eine umfassende 

Beteiligung und Mitarbeit betroffener Akteursgruppen. Deshalb ist es für 

Kommunen empfehlenswert bei Klimaschutzbelangen eine 

Öffentlichkeitsbeteiligung durchzuführen. Nicht umsonst stellt dies sogar eine der 

Voraussetzungen für die Förderung von Klimaschutzkonzepten dar. Hinsichtlich 

der Beteiligung muss allerdings eine Differenzierung vorgenommen werden. In 

einigen Bereichen, beispielsweise bei der Bauleitplanung, ist die Beteiligung per 

Gesetz vorgeschrieben und oftmals in ihrer Verfahrensweise eingeschränkt.215 

Ansonsten haben die Kommunen aber zusätzlich die Möglichkeit zu freiwilligen, 

sogenannten informellen Beteiligungen. Das maßgebliche Ziel einer 

Öffentlichkeitsbeteiligung ist es, die Akzeptanz und Identifikation der Bürger vor 

Ort für die Maßnahmenumsetzung zu fördern und spielt deshalb bei der Umsetzung 

von Klimaschutzmaßnahmen in Kommunen eine große Rolle.216 Allerdings bedarf 

es bei diesem Instrument einer differenzierteren Betrachtung. Eine im Jahr 2020 

erhobene Studie der Agentur für Erneuerbare Energien kommt zum Ergebnis, dass 

die Öffentlichkeitsbeteiligung „keine akzeptanzfördernde Einbahnstraße"217 

darstellt, sondern die Art und Weise der Beteiligung entscheidend ist. Dafür müssen 

unter Berücksichtigung der individuellen Gegebenheiten vor Ort die passenden 

Beteiligungsformate gefunden werden.218 Die Beteiligung sollte eine ernsthafte 

Möglichkeit zur Information und Mitgestaltung darstellen und keinesfalls einen 

ausschließlich formalen Charakter einnehmen. Dieser könnte den Nährboden für 

Bürgerinitiativen schaffen, welche die Realisierung des Vorhabens ausbremsen 

oder gefährden können.219 Doch woher wissen Kommunen, welche Art der 

Beteiligung für welches Vorhaben angemessen ist?  

Der einfachste Weg zur Feststellung der besten Beteiligungsform ist die Befragung 

der Bürger nach dem gewünschten Beteiligungsverfahren. Zum anderen bietet sich 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

 

 

 

 

 

215 Heinrich-Böll-Stiftung (2017): KommunalWiki - Formelle Bürgerbeteiligung. 
216 SK: KK (2017): Akteure im kommunalen Klimaschutz erfolgreich beteiligen, S. 14. 
217 Schöpper (2020): Neue AEE-Studie: Öffentlichkeitsbeteiligung ist keine akzeptanzfördernde 

"Einbahnstraße". 
218 Schöpper (2020): Neue AEE-Studie: Öffentlichkeitsbeteiligung ist keine akzeptanzfördernde 

"Einbahnstraße". 
219 SK: KK (2017): Akteure im kommunalen Klimaschutz erfolgreich beteiligen, S. 14. 
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die von der Bertelsmann Stiftung zur Verfügung gestellte Internetseite 

www.beteiligungskompass.org an. Dort werden anhand der Angabe von sieben 

Kriterien, darunter der Zweck der Beteiligung, die prognostizierte Anzahl an 

Teilnehmenden und das verfügbare Budget, Methoden und Praxisbeispiele 

vorgeschlagen.220 Während sich in größeren Städten wie Tübingen eine Online-

Befragung durch Bürger-App durchgesetzt hat, bevorzugen Bürger kleinerer 

Gemeinden häufig Informationsveranstaltungen vor Ort.221 

Ⅳ. Netzwerkbildung 

 

Wie bereits in der Einleitung erwähnt, ist der Klimaschutz eine 

gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die in einigen Teilbereichen nur überregional 

oder gar international durch die Zusammenarbeit verschiedener Akteursgruppen 

bewältigt werden kann. Zwar können Kommunen einige Klimaschutzmaßnahmen 

in Eigenregie durchsetzen, allerdings kommen sie aufgrund von fehlender 

finanzieller und personeller Kapazitäten sowie Kompetenzen schnell an ihre 

Grenzen. Aus diesen Gründen empfiehlt sich für Kommunen die Bildung und 

anschließende Nutzung von Netzwerken. Handlungsfelder wie der Verkehr oder 

das Flächenmanagement sind klassische Bereiche, die sich nur im Rahmen 

interkommunaler Zusammenarbeit bewältigen lassen.222 Wie bereits unter E.Ⅱ. 

erörtert, muss auch bei der Energieversorgung kleinerer Kommunen über die 

Gemarkungsgrenzen hinausgedacht werden. 

Auch Bundes- und Landesgesetzgeber haben das erkannt und fördern verschiedene 

Netzwerke. Darunter werden auch der Aufbau und Betrieb kommunaler Netzwerke 

zu den Themen Klimaschutz, Energieeffizienz, Ressourceneffizienz sowie 

klimafreundliche Mobilität im Rahmen der Kommunalrichtlinie des Bundes 

gefördert. Für die Gewinnungsphase erhalten die Kommunen einen 

kostendeckenden Zuschuss von maximal 3.000 Euro pro Netzwerk-Projekt für 

Personal- und Fahrtkosten, Informationsveranstaltungen und Werbematerial.  Das 

bestehende Netzwerk muss mindestens aus sechs Teilnehmenden bestehen und 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         
 

 

 

 

 

220 Bertelsmann Stiftung (o.J.): Beteiligungskompass - Eigene Vorhaben planen. 
221 Initiative Allianz für Beteiligung (2016): Methoden und Praxisbeispiele für Bürgerbeteiligung 

in kleinen Städten und Gemeinden. 
222 UBA (2012): Klimaschutz in der räumlichen Planung, S. 24, f. 

http://www.beteiligungskompass.org/
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durch ein externes Netzwerkmanagement begleitet werden. Der Zuschuss in Höhe 

von 60 Prozent wird für Sachausgaben zur Abwicklung von Verträgen, Aufbau 

einer Netzwerkplattform, Durchführung von Netzwerktreffen, Berichterstellung 

und Personalkosten für externe Experten über einen Zeitraum von maximal 3 Jahren 

ausbezahlt. Die Auszahlung kann im ersten Jahr maximal 20.000 Euro pro 

Netzwerkteilnehmer und in den Folgejahren maximal 10.000 Euro pro 

Netzwerkteilnehmer betragen.223   

Neben den regionalen Netzwerken bestehen auch staatenübergreifende 

Klimaschutzbündnisse, wovon das Klima-Bündnis mit über 1.800 

Mitgliedskommunen aus 27 europäischen Ländern das größte Netzwerk darstellt. 

Eine Besonderheit dieses Bündnisses ist die Festlegung konkreter Ziele. Die 

Mitgliedkommunen verpflichten sich durch einen Beschluss, die CO2-Emissionen 

unter anderem alle fünf Jahre um zehn Prozent zu mindern, was einer Reduzierung 

der CO2-Emissionen um 50 Prozent gegenüber 1990 bis 2030 gleichkommt. Eine 

weitere Zielsetzung ist die Senkung der Emissionen auf 2,5 Tonnen CO2-

Äquivalente pro Einwohner und Jahr. Die Kommunen sind allerdings hinsichtlich 

der Zielerreichung nicht auf sich allein gestellt.224 Sie erhalten zahlreiche Vorteile 

wie die Teilnahme an Seminaren, Konferenzen und Kampagnen. Sie können eine 

Beratung von den nationalen Koordinationsstellen erhalten, andere 

Mitgliedskommunen für einen Erfahrungsaustausch oder als Umsetzungs- und 

Finanzierungspartner gewinnen und bekommen die Möglichkeit, Instrumente und 

Methoden, beispielsweise zur CO2-Monitoring, kostenlos zu nutzen.225 Das Klima-

Bündnis war außerdem eine treibende Kraft für die Entstehung der Initiative 

„Konvent der Bürgermeister für Klima und Energie“ im Jahr 2008226, der 

mittlerweile über 7000 Kommunal- und Regionalverwaltungen in 57 Ländern der 

Welt angehören. Ziel dieser Initiative ist es, lokale Gebietskörperschaften 

zusammenzubringen, damit diese sich gegenseitig beim Erreichen der geforderten 

Selbstverpflichtung unterstützen.227 Die Selbstverpflichtung sieht eine Reduktion 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         
 

 
 

 

 

223 BMWi (2021): Förderdatenbank, Klimaschutzinitiative – Kommunalrichtlinie. 
224 Klima-Bündnis (o.J.): Über das Klima-Bündnis. 
225 Klima-Bündnis (o.J.): Vorteile für Mitglieder. 
226 Klima-Bündnis (o.J.): Konvent der Bürgermeister für Klima & Energie. 
227 Konvent der Bürgermeister für Klima und Energie (o.J.): Die Initiative. 
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der CO2-Emissionen von 40 Prozent gegenüber 1990 bis 2030 und eine Erhöhung 

der Anpassungsfähigkeit an den Klimawandel vor. Die unterzeichnenden 

Kommunen müssen innerhalb eines Jahres nach ihrem Beitritt einen Aktionsplan 

für nachhaltige Energie erstellen. Neben dem verbesserten Zugang zu EU-

Fördermitteln ergeben sich für die Kommunen ähnliche Vorteile wie durch die 

Mitgliedschaft im Klima-Bündnis. 228 

Ⅴ. Ausschöpfung aller Möglichkeiten 

 

Ist ein kommunales Klimaschutzkonzept erst einmal beschlossen und das Personal 

für die Koordination und Umsetzung von Klimaschutzmaßnahmen in der 

Verwaltung bereitgestellt, gilt es mithilfe der beteiligten Akteure und Netzwerke 

möglichst viele der in Kapitel B.I.3b) und B.Ⅱ.3b) aufgeführten 

Handlungsmöglichkeiten in den verschiedenen Handlungsfeldern des kommunalen 

Klimaschutzes auszuschöpfen. Die Anzahl und der Umfang der Maßnahmen 

werden in jedem Fall von der finanziellen Leistungsfähigkeit der Kommune 

abhängen. Umso wichtiger ist es, mögliche Förderprogramme der EU, des Bundes 

und der Länder zu prüfen, wozu sich die Förderdatenbank des Bundes eignet. Mit 

Überzeugung und Engagement sind die Kommunen in der Lage, die zum Teil wenig 

ambitionierten und auf Freiwilligkeit basierenden Regelungen des 

Bundesgesetzgebers zu kompensieren und einen großen Beitrag zur Erreichung der 

nationalen Klimaschutzziele zu leisten. 

 

 

 

 

 

 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

 

 

 

 
 

228 Konvent der Bürgermeister für Klima und Energie (o.J.): Als Unterzeichner beitreten. 
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Anlagen: Teil A 
 

Anlage 1 : Fördertatbestände Klimaschutz-Plus (2002-2018) 

 

 

 

Quelle: Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-

Württemberg (2020): Statusbericht Kommunaler Klimaschutz, S. 34; 

Statusbericht kommunaler Klimaschutz 2020 (status-kommunaler-klimaschutz-

bw.de) (19.07.2021). 
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Anlage 2: Bewilligungen Klimaschutz-Plus (2002-2019) 
 

 
 

Quelle: Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-

Württemberg (2020): Statusbericht Kommunaler Klimaschutz, S. 88; 

Statusbericht kommunaler Klimaschutz 2020 (status-kommunaler-klimaschutz-

bw.de) (19.07.2021). 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.status-kommunaler-klimaschutz-bw.de/fileadmin/user_upload/skk_bw/Statusbericht_kommunaler_Klimaschutz_2020.pdf
https://www.status-kommunaler-klimaschutz-bw.de/fileadmin/user_upload/skk_bw/Statusbericht_kommunaler_Klimaschutz_2020.pdf


XII 
 

 

 

Anlage 3: Höhe und Anzahl der Förderungen Klimaschutz-Plus 

 

 
 

Quelle: Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-

Württemberg (2020): Statusbericht Kommunaler Klimaschutz, S. 89; 

Statusbericht kommunaler Klimaschutz 2020 (status-kommunaler-klimaschutz-

bw.de) (19.07.2021). 
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Anlage 4: Förderquote in Abhängigkeit zur Größe der Kommune 

 

 
 

 
 

Quelle: Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-

Württemberg (2020): Statusbericht Kommunaler Klimaschutz, S. 89; 

Statusbericht kommunaler Klimaschutz 2020 (status-kommunaler-klimaschutz-

bw.de) (19.07.2021). 
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Anlage 5: Auszug aus dem Bebauungsplan „Eggensteiner, Sudeten- und 

Pionierstraße“, Karlsruhe –Knielingen 

 

 

Quelle: Stadt Karlsruhe (2009): Bebauungsplan „Eggensteiner, Sudeten- und 

Pionierstraße“, Karlsruhe –Knielingen - Verbindliche Festsetzungen  

und örtliche Bauvorschriften. 
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Anlage 6: Einordnung unterschiedlicher Baukörper hinsichtlich ihres A/V-

Verhältnisse 

 

 

 

 

Quelle: Goretzki, P. (2007): Leitfaden für den städtebaulichen Entwurf. In: 

Solarfibel des Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg (Hrsg.), S. 33. 
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Anlage 7: Solaranlagenpflicht bei Neubauten der Stadt Waiblingen (2018) 

 

 
 

Quelle: Stadt Waiblingen (2018): Waiblingen – Solaranlagenpflicht bei 

Neubauten.  
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Anlage 8: CO2-Aufnahme in Abhängigkeit zur Baumart 

 

 

 

Quelle: MEDIA4nature (2020): Baum pflanzen, CO2-Abdruck reduzieren – 

welcher Baum bewirkt am meisten?; https://media4nature.de/welcher-baum-

reduziert-co2-fussabdruck-am-meisten (12.07.2021) 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://media4nature.de/welcher-baum-reduziert-co2-fussabdruck-am-meisten
https://media4nature.de/welcher-baum-reduziert-co2-fussabdruck-am-meisten


XVIII 
 

 

Anlage 9: Auszug aus dem Bebauungsplan „Klimaschutzsiedlung Düren Nr. 

1/24“ der Stadt Düren 

 

Quelle: Stadt Düren (2014): Bebauungsplan „Klimaschutzsiedlung Düren Nr. 

1/24“;https://www.dueren.de/assets/userfiles/bebauungsplaene/dueren_nordwest/0

1-024VB_Klimaschutzsiedlung_Dueren.pdf (21.08.2021). 
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Anlage 10: Äußere Gestaltung als örtliche Bauvorschriften des 

Bebauungsplans „Hochwiesen 1. Änderung“ der Stadt Gerlingen (2019) 

 

 
 

Quelle: Stadt Gerlingen (2019): Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften 

„Hochwiesen 1. Änderung“, S. 6; https://www.gerlingen.de/site/Gerlingen-

Internet-2016/get/params_E-852052846/15834578/Begr%C3%BCndung_ 

Hochwiesen.pdf (05.08.2021). 
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Anlage 11: Stellplatzregelung als örtliche Bauvorschriften des 

Bebauungsplans Zukunft Nord / Westlich der Erzbergerstraße der Stadt 

Karlsruhe 
 

 

 

Örtliche Bauvorschriften des B-Plan Zukunft Nord Karlsruhe / Westlich der 

Erzbergerstraße: 

 

Die Verpflichtung zur Herstellung notwendiger Stellplätze für Gebäude mit mindestens 

einer Wohnung wird um 0,1 Kfz-Stellplätze pro Wohnung eingeschränkt. Wird für ein 

Gebäude mit mehr als zwei Wohnungen im Bauantragsverfahren ein dauerhafter 

Nachweis für eine qualifizierte Mobilitätsverbesserung baulicher Art vorgelegt, wird die 

Stellplatzverpflichtung zusätzlich um weitere 0,05 Kfz-Stellplätze pro Wohnung 

eingeschränkt. Qualifizierte Mobilitätsverbesserungen baulicher Art sind:  

 

a) Errichtung von Abstellmöglichkeiten für Fahrräder, Fahrradanhänger oder 

Lastenfahrräder um mindestens 20 % über das Maß der jeweils geltenden 

Stellplatzverpflichtung für Fahrräder hinaus. Die Fahrradabstellplätze müssen zudem eine 

wirksame Diebstahlsicherung ermöglichen.  

 

b) Hauptzugangsnahe sowie ebenerdige oder mit dem Fahrrad direkt anfahrbare 

Fahrradabstellmöglichkeiten, die von der Wohnung und dem öffentlichen Raum einfach 

erreichbar sind.  

 

Beide Punkte a) und b) müssen erfüllt sein. Wird für ein Gebäude mit mehr als 2 

Wohnungen im Bauantragsverfahren ein Konzept und ein dauerhafter Nachweis für eine 

qualifizierte Mobilitätsverbesserung organisatorischer Art vorgelegt, wird die 

Stellplatzverpflichtung zusätzlich um 0,15 Kfz-Stellplätze pro Wohnung eingeschränkt. 

Qualifizierte Mobilitätsverbesserungen organisatorischer Art sind z.B.: Car-

Sharingkonzepte, Leihfahrradkonzepte, ÖPNV-Tickets für Bewohner und Mitarbeiter 

 

Quelle: ebök, Planung und Entwicklung Gesellschaft mbH (2020): Leitfaden 

„Klimagerechte Bauleitplanung für die Region Mittlerer Oberrhein, S. 31,ff; 

https://reabw.de/wp-content/uploads/2020/10/200924-Leitfaden-klimagerechte-

Bauleitplanung.pdf (05.08.2021) 
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Anlage 12: Musterdurchführungvertrag zum vorhabenbezogenen 

Bebauungsplan der Stadt Heidelberg 

 

Quelle: Stadt Heidelberg (2013): Musterdurchführungvertrag zum 

vorhabenbezogenen Bebauungsplan. 
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